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England im Baltikum 


Es ift das Ziel jeder britiſchen Oſtſeepolitik, zu verhindern, daß einer 
der Anliegerſtaaten der Oſtſee zu einer Vormachtſtellung in dieſem Raume gelangt, alſo 
einen machtpolitiſchen Gleichgewichtsſtand zu erhalten, der England den unge⸗ 
hinderten Zutritt zur Oſtſee verbürgt. Deshalb wird die britiſche Politik in der 
Oſtſee im Prinzip immer gegen denjenigen der Anliegerſtaaten eingeſtellt fein, der in dieſem 
Raume die Führung beſitzt oder doch die meiſte Ausſicht hat, ſie zu erringen. Das aber 
iſt nach der Zurückdrängung Rußlands von der baltiſchen Küſte und ſeit dem Beginn der 
Wiederaufrüſtung zweifellos Deutſchland. Die deutſche Außenpolitik hat alſo in 
allen Fragen, die die Oſtſee betreffen, damit zu rechnen, daß ſie auf das offene oder 
verſteckte Gegenſpiel der britiſchen Außenpolitik ſtößt. Dabei iſt zu beachten, daß England 
die Jahre der politiſchen Schwäche des Reiches und die durch die territorialen Ver⸗ 
ſchiebungen der Nachkriegszeit hervorgerufene Desorientierung des Handels im Oſtſeeraum 
zur Feſtigung ſeiner eigenen Poſition in dieſem Raume ausgenutzt hat. Es hat zwar die 
17915 nach dem Kriege begonnene politiſch⸗militäriſche Einflußnahme 
| ie u. a. u zum Ausdruck kam, daß es ſich durch die Stellung des Völkerbunds⸗ 
ommiſſars Er Danzig einen Stützpunkt zu ſchaffen und durch die Entfendung von Kriegs⸗ 
ſchiffen die reigniſſe im Baltikum zu dirigieren verſuchte) bald wieder verlaſſen. Dafür 
aber hat es ſich gegenüber ſämtlichen mitkleren und kleineren Anlie erſtaaten der Oſtſee 
einen mehr oder weniger beherrſchenden handelspolitiſchen Einfluß zu ſichern 
gewußt. Und von der handelspolitiſchen Seite her iſt England auch eine gewiſſe Beein⸗ 
fluſſung der politiſchen Ideologie dieſer Staaten gelungen. 

In den Berechnungen der britiſchen Oſtſeepolitik ſpielen die drei Nandflaaten 
Litauen, Lettland und Eſtland eine beſondere Rolle. Es läßt ſich darüber 
ſtreiten, ob und wie weit das Ziel des Rigaer Paktes, dieſe drei Staaten zu einer gemein⸗ 
ſamen politiſchen Sprache zu bringen, bisher praktiſch erreicht worden iſt. Auf den von 
Zeit zu Zeit ſtattfindenden Konferenzen der baltiſchen Außenminiſter wird zwar immer 
wieder von neuem beſtätigt, daß die Zuſammenarbeit erfreuliche Fortſchritte mache 
und daß eine völlige Ulebereinſtimmung in allen beſprochenen Fragen erzielt worden ſei; 
es trifft auch zu, daß die verſchiedenſten Organiſationen und Bünde aus den drei Staaten 
mehr oder weniger enge Beziehungen untereinander angeknüpft haben; und es iſt ſchließlich 
auch richtig, daß die drei Staaten im Völkerbundsrat eine gemeinſame Vertretung 
befißen. Es läßt ſich aber auch nicht beſtreiten, daß gewiſſe Unterſchiede in 
der außenpolitiſchen Orientierung vorhanden find, die ſo grundſätz⸗ 
licher Ratur zuſeinſcheinen, daß dle „Baltiſche Entente“ ſchwer⸗ 
lich die Belaftungsprobe eines Ernſtfalles aushalten würde. 
Litauen hat in Memel und Wilna nach wie vor ſeine „ſpeziellen Probleme“, derent⸗ 
wegen es dazu neigt, mit der Sowjetunion zu ſympatiſieren, und aus denen ſich die beiden 
anderen Partner des Rigaer Paktes nach Möglichkeit herauszuhalten verſuchen. Demgegen⸗ 
über erkennt Eſtland in der Sowjetunion feinen einzig möglichen Feind und hat keinen 
Anlaß, ſich die Befürchtungen, die Litauen gegenüber Deutſchland und Polen hegt, zu eigen 
zu machen. Und Lettland fchließlidh ſchaukelt in einer Weiſe zwiſchen den außen⸗ 
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politiſchen Extremen herum, daß es bald den einen und bald den anderen feiner Partner 
in Unruhe und Verlegenheit ſtürzt. 

Wie die baltiſche Reife des Unterſtaatsſekretärs im Foreign Office, Lord 
Plymouth, beweiſt, iſt die britiſche Außenpolitik an dem Fortbeſtehen und der 
Seftigung der Zuſammenarbeit zwiſchen den Randſtaaten ſtark intereſſtert. Und auf 
Seiten dieſer Staaten iſt die Neigung, der britiſchen Leitung zu folgen, 
zweifelsohne vorhanden. Einmal wegen der zum Teil weitgehenden handelspoliti⸗ 
ſchen Abhängigkeit vom engliſchen Markt. Dann aber auch aus politiſchen 
Gründen. Die drei Staaten ſehen wohl ein, daß für ſie die Anlehnung an 
eine der europäiſchen Großmächte eine Notwendigkeit iſt. Daß 
ihnen England dabei als der geeignetſte Stützpunkt erſcheint, erklärt ſich aus der Furcht, 
die jeder dieſer Staaten vor ſeinem nächſten Nachbarn empfindet. England iſt offenbar 
die einzige an den Fragen der Oſtſee intereſſierte europäiſche Großmacht, der gegenüber 
die drei Randſtaaten eine einigermaßen gleichgerichtete i 
haben. Einmal weil es weit genug entfernt iſt, um über den Verdacht kerritorialer 
Anſprüche erhaben zu ſein, dann aber auch, weil es ſeit einiger Zeit außenpolitiſche Grund⸗ 
gedanken vertritt, die ſich mit denen der drei Randſtaaten weitgehend decken. Dieſe 
Staaten ſehen in England die Macht, die das Ziel verfolgt, die kleineren Staaten 
in neutralen Blocks zuorganiſieren, ein Ziel, das ihrer Meinung nach der 
Abſicht des Rigaer Paktes von 1934 entſpricht; und ſie ſehen in England die Macht, die 
an der „Idee“ des Völkerbundes feſthält, einer Inſtitution, in deren Fort⸗ 
beſtand ſie immer noch glauben, eine Garantie für die Sicherheit ihres eigenen Daſeins 
erblicken zu dürfen, und von deren Plattform aus ſie hoffen, ein Wort in der großen 
Politik mitſprechen können. Schließlich erſtreckt ſich die engliſche Orientierung der Rand⸗ 
ſtaaten auch auf das Gebiet der Kulturpolitik, auf dem dieſe Staaten mehr oder 
weniger krampfhafte Bemühungen machen, ſich von ihrer deutſchen Vergangenheit 
u befreien. 

i We ſich die britiſche Außenpolitik für die Zuſammenarbeit zwiſchen den Randſtaaten 
intereſſiert, fo begünſtigt fie auch die Blockbildung der ſkandinaviſchen 
Staaten. Sie verfolgt im weſentlichen dasſelbe Ziel, mit dem ſich Polen ſchon 
mehrfach vergeblich abgemüht hat. Ulm auf die nordiſchen Staaten Einfluß zu nehmen, 
iſt Polen zu ſchwach; es kann dort allenfalls die britiſche Politik unterſtützen. Und auf 
dem Wege ins Baltikum iſt Polen ſtets am litauiſchen Haken hängen geblieben; es 
hat auch hier der britiſchen Politik den Vorrang einräumen müſſen. Es läßt ſich ſchwer 
fagen, ob es für Polen ein Troſt oder eine Enttäuſchung iſt, daß nun ein anderer Staat 
die Pläne, die es ſelber nicht hat durchführen können, weiterzuſpinnen verſucht. Im 
Grunde ſcheint im Foreign Office die Meinung zu herrſchen, daß die polniſchen e 
nicht auf dem Meere, ſondern anderswo liegen. r. K. 


Die „gute Behandlung“ der Deutſchen 


Es iſt vor drei Jahren, kurz nach dem Abſchluß des Gewaltverzichtspaktes mit Polen, 
eine in der deutſchen Oeffentlichkeit ziemlich weit verbreitete Meinung geweſen, daß 
dieſer Pakt den polniſchen Partner nicht nur zu einer Normaliſierung ſeiner 
Beziehungen zum Deutſchen Reiche, ſondern auch zu einer Milderung des auf der 
deutſchen Volksgruppe Polens laſtenden Druckes veranlaſſen werde. Daß damals, in 
den Flitterwochen des Paktes, eine ſolche Meinung hat Platz greifen können, iſt vielleicht 
noch verſtändlich. Inzwiſchen aber hat ſich die Lage des Deutſchtums in Polen in einer 
Weiſe verſchärft, daß ſich das Beharren auf einer ſolchen Meinung nicht mehr mit 
jener polikiſchen Ahnungsloſigkeit entſchuldigen läßt, die nicht zu begreifen vermag, 
daß die Lage Polens am Rande Europas nicht nur eine geographiſche Angelegenheit 
iſt. Es liegen polniſche Aeußerungen darüber vor, daß der Gewaltverzichtspakt 
mit Deutſchland für Polen dann ſeinen eigentlichen Zweck 
erfüllt haben wird, wenn im Augenblick des Außerkraft⸗ 
tretens dieſes Paktes die deutſche Volksgruppe in Polen, die 
heute noch 1,2 Millionen Seelen zählt, bis auf politiſch belangloſe Re ſt e 
verſchwunden ſein wird. Und Tatſache iſt auch, daß der polniſche Staat der 
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deutſchen Volksgruppe das Recht 
auf die Pflege der weltanſchau⸗ 
lichen Gemeinſchaft mit dem 
Mutterlande beſtreitet. Es iſt, wie 
der „Dziennik Poznanſki“ erſt kürz⸗ 
lich wieder feſtgeſtellt hat, nie⸗ 
mandem in Polen erlaubt, 
„ſich im Namen fremder 
Loſungen der natürlichen 
Poloniſierung entgegen⸗ 
zuſtellen“. Und das Konitzer 
Gericht hat in der Begründung des 
Ulrteils, das es am 7. Juli d. J. 
gegen 22 Angehörige der deutſchen 
Volksgruppe gefällt hat, aus⸗ 
drücklich beſtätigt, daß der pol 
niſche Staat es nicht 
wünſcht, „daß ſich auf 
ſeinem Gebiete die natio⸗ 
nalſozialiſtiſche Weltan⸗ 
ſchauung verbreitet“. 

Es iſt nach der weitgehenden 
Vernichtung des deutſchen Beſitzes 
in Polen ein bemerkenswertes 
Kennzeichen der polniſchen Minder⸗ 
heitenpolitik, daß ſich deren An⸗ 
griffe in immer ſchärferem Maße 
gegen die Jugend der deut⸗ 
ſchen Volksgruppe richten. 
Ein Deutſcher, der keine Kinder 
hat, iſt für die polniſche Minder⸗ 
heitenpolitik kein allzu ernſtes 

f Problem. Der nationalpoli⸗ 
San 0 Zeugnis der polniſchen „ Voltstumsarbeit . bi ſech e Dru = dem ei 155 n⸗ 
Die ‚Auficrifi biefes Pfatates, das im Rahmen einer der lezten gehöriger der deuffchen 

. ö 
ae ede dene, Bolfsgruppe ir Polen 
nicht beim Deuiſchen und Juden! Wenn Du unferer Aafforberung ausgeſetzt iſt, iſt um fo 
nicht nachtommſt, wird Did} verfolgen dleſer Dolch“ (bildl. dargeſtellh. ſchärfer, je zahlreicher 
0 5 ; eine Familie ift. Und es 
iſt die Tragik der deutſchen Schule in Deren vag ſich 10 Schick⸗ 
ſalzum guten Teil nichtin den deutſchen Elternbäufern,fondern 
vor den Schaltern der polniſchen Arbeitsämter entſcheidet. 
Wenn für das kommende Schuljahr in Oſtoberſchleſien nur noch 5,5 v. H. der Geſamt⸗ 
zahl der Volksſchüler in die Schulen mit deutſcher Unterrichtsſprache eingeſchult worden 
find, dann iſt das keinesdegs ein Beweis für den Fortgang einer „naturlichen Poloni⸗ 
ſierung“, ſondern das Ergebnis einer Arbeitsmarktpolitik, die u. a. dazu geführt hat, daß 
in Oſtoberſchleſien über 80 v. H. der Angehörigen der deutfchen Volksgruppe arbeitslos 
ſind, und die Anlaß zu der Bemerkung gegeben hat, daß das Zeugnis einer deutſchen 
Schule in Polen ſo gut wie ein Garantieſchein für dauernde Arbeitsloſigkeit iſt. 

Aber es genügt dem polniſchen Staate nicht, daß in Dftoberfchlefien, dem Hauptherde 
des ſchleichenden volkspolitiſchen „Bürgerkrieges“, kaum einer der ſchulentlaſſenen deutſchen 
Jungen noch Ausficht hat, in der Induſtrie einen Arbeitsplatz zu erhalten oder im 
Handwerk einen Beruf zu erlernen. Es genügt ihm auch nicht, daß die Kräfte mehrerer 
tauſend nachgeborener deutſcher Bauernſöhne in Poſen und Pommerellen brachliegen 
müffen, weil das dem deutſchen Großgrundbefiß weggenommene Land ausſchließlich an 
polniſche, und zwar zum großen Teil an landfremde Elemente aufgeteilt wird. Und es 
genügt ihm auch nicht, daß in Kongreßpolen nahezu die geſamte deutſche Jugend ohne 
volkseigenen Unterricht iſt. Hinzu kommt noch ein konſequent durchge⸗ 
führtes Syſtem der organiſatoriſchen Zerſplitterung und der welt⸗ 
anſchaulichen Ifolierung. Es gibt keinen Geſa mt verband der deutſchen 
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Jugend in Polen. Es iſt den örtlichen Jugendverbänden, felbft innerhalb der einzelnen 
Wojewodſchaften, verboten, in organiſatoriſche Verbindung mit einander zu treten. 
Am 8. Juni d. I. ift der Antrag auf Genehmigung einer einheitlichen deutſchen Jugend⸗ 
organiſation für die Wojewodſchaft Schleſien von den polniſchen Behörden zum dritten 
Mal abgelehnt worden. Häufig kommt es aber auch vor, daß ſelbſt der Antrag auf 
Genehmigung eines örtlichen deutſchen Jugendverbandes abgelehnt wird. Es kommt noch 
hinzu, daß ſogar in den Fällen, in denen wegen des Fehlens deutſcher Jugendverbände 
andere Organiſationen der deutſchen Volksgruppe ſich der Jugend anzunehmen verſuchen, 
die polniſchen Behörden Schwierigkeiten bereiten. Das iſt fo bei den Elternvereinen 
der deutſchen Minderheitsſchulen, deren Beſtrebungen auf den Widerſtand der polniſchen 
Schulleiter ſtoßen. Das iſt ſo beim Deutſchen Volksbund in Oſtoberſchleſien, deſſen 
Jugendbetreuung durch die Schließung der von ihm unterhaltenen Heime weitgehend lahm⸗ 
gelegt worden iſt, uff. 

Im Laufe der letzten Monate haben polniſche Gerichte über 
100 deutſche Jungen und Mädel wegen „Geheimbündelei“ und 
„politiſcher Schulung“ zu insgeſamt 674 Monaten Gefängnis 
verurteilt. Wenn ſich nach den Prozeſſen von Tarnowitz und Konitz ſelbſt einige 
polniſche Blätter, wie etwa die „Polſka Zbrojna“, dahin geäußert haben, daß die den 
deutſchen Jungen und Mädel auferlegten Strafen unbegründet erſcheinen, fo, ift es wohl 
nicht zu viel behauptet, daß es ſich bei dieſen Prozeſſen überhaupt nicht um die Frage 
gehandelt hat, ob die Angeklagten ſchuldig geweſen ſind oder nicht. Es hat ſich vielmehr 
um nichts anderes als um den Ausdruck des politiſchen Willens des polniſchen Staates 

ehandelt, welcher es nicht dulden will, „daß ſich auf ſeinem Gebiete die nationalſozialiſtiſche 
Weltanſchauung verbreitet“, und deſſen Unduldſamkeit ſich mit beſonderer Schärfe gegen 
die Jugend der deutſchen Volksgruppe richtet, die verſtändlicherweiſe am ſtärkſten nach der 
weltanſchaulichen Verbundenheit mit dem Mutterland drängt und ihrem Miterleben der 
weltumſpannenden deutſchen Gemeinſchaft naturgemäß in kameradſchaftlicher Zuſammen— 
arbeit Ausdruck zu geben verſucht. 

Es ſei hier darauf verzichtet, eine Staatsraiſon näher zu charakteriſieren, die ihren 
Repräſentanten gebietet, aus einer arbeitstüchtigen und volkstreuen „Minderheit“ einen 
Haufen poloniſierter Proleten zu machen. Es iſt aber notwendig, aus dem 
Verhalten des polniſchen Staates gegenüber der deutſchen 
Jugend ſeines Machtbereiches gewiſſe Folgerungen zu ziehen: 
Es verſteht ſich von ſelbſt, daß die Bewertung, die einem Staate gebührt, der (wie der 
polniſche) einer in ſeinen Grenzen lebenden Volksgruppe das Recht auf phyſiſche 
Exiſtenz und auf volksbewußte Erziehung verwehrt, auch auf die im Ausland lebenden 
Teile des dieſen Staat tragenden Volkes zurückfallen muß. Und es muß auch feſtgeſtellt 
werden, daß die Sprecher eines Staates, der (wie der polniſche) die in ſeinen 
Grenzen lebende deutſche Volksgruppe vor die Alternative ſtellt, entweder das Land zu 
verlaſſen oder ſich „freiwillig zu poloniſieren“, nicht legitimiert ſind, ein maßgebliches 
Urteil über die Volksgruppenpolitik des Dritten Reiches zu fällen. Dr. K. 


Auslandskapital in der polniſchen Induſtrie 


Alljährlich werden in Polen durch das Warſchauer Induſtrie- und Handelsminiſterium 
gelegentlich der Prüfung der allgemeinen Geſchäftslage der Aktienunternehmen (mit Aus⸗ 
nahme der Banken und Verſicherungsgeſellſchaften) ſubſtanzielle Angaben über die Höhe 
der ausländiſchen Beteiligungen am Aktienbeſitz der einzelnen Geſellſchaften angefordert. 
Mit Rückſicht auf die Freizügigkeit im Abſchluß von Aktientransaktionen und den ſich 
daraus ergebenden ſtändigen Bewegungen des Aktienbeſitzes war man in Polen geneigt 
anzunehmen, daß auch fortlaufend größere Verſchiebungen im ausländiſchen 
Kapitalanteil ſtattfinden. Die ſeit einer Reihe von Jahren regelmäßig von amtlicher 
polniſcher Seite aufbereiteten Materialien haben indeſſen gezeigt, daß dieſe Annahme nicht 
zu Recht beſteht, fondern daß das Auslandsfapital in den Aktiengeſell⸗ 
ſchaften Polens vielmehr eine ziemlich beſtändige Tendenz und 
Intereſſe an beſtimmten Zweigen der polniſchen Wirtſchaft 
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aufzeigt. Das Intereſſe beſchränkt ſich dabei auf eine verhältnismäßig geringe Zahl 
Fapitalfräftiger Aktienunternehmen, in denen das fremde Kapital dank der vorhandenen 
Aktienmehrheit auch eine entſcheidende Stimme beſitzt. So verteilt ſich die Geſamt⸗ 
ſumme der ausländiſchen Beteiligungen in Höhe von 1,45 Milli⸗ 
arden Zloty (etwa 0,8 Milliarden RM.) nur auf 485 von den insgeſamt 
vorhandenen 1412 polniſchen Aktiengeſellſchaften, wobei allein 
88 v. H. der Summe auf 319 Unternehmen entfallen, in denen mehr als die 
Hälfte des Aktienkapitals im ausländiſchen Beſitz iſt; in weiteren 
81 Geſellſchaften beträgt der fremde Anteil 25 bis 50 v. H. und in 85 Geſellſchaften 
weniger als 25 v. H. 


Wie unbedeutend im allgemeinen die Bewegungen der fremden Beteiligungen an den 
Aktienunternehmen der einzelnen Wirtſchaftszweige bzw. ⸗gruppen innerhalb der letzten 
ſechs Jahre iſt, erhellt aus nachſtehender Ueberſicht (in Millionen Zloty): 


1. Januar 1957 1. Januar 1951 
300 der Alktlen⸗ Auslands⸗ Zahl der Aktlen⸗ Auslands⸗ 
ef. kapital anteil in % Gef. kapital anteil in % 

Naphthainduſirle. . 54 250,9 87,5 55 2539 85,2 
Bergbau u. Hüttenwefen . 49 855,1 53,6 50 907,8 74,7 
Metaltindufttie . . . . 152 201,5 24,5 148 245,4 28,1 
Gleftroinduftrie . . - . 59 115,2 56,1 38 „2 48,2 
Elektrizitätswirlſchaft. 24 225, 85.0 21 168,5 74,0 
Minerafinduftrie . . . . 77 111,2 50,5 79 110,8 20,5 
Chemiſche Industrie 123 209,8 482 119 221,5 45,1 
Holzinduſtrrieie 9 44,2 90 51,6 15,9 

apierinduftrie . . 5. 83,7 25,7 29 85,2 34,9 
Graphische Induftrie 45 55,2 49 46 36,9 3,5 
Texiilinduſtrie 152 541,5 28,6 151 525,8 28,1 
Konfektion 2 16,6 2.7 2⁵ 18,1 0,3 
Lebens e RE 126 18,7 358 27 17,09 87 

ebengmittelinduftrie . . 166,1 17, 
Zuderinöufltie ... ... > 1762 40 107 3083 120 
Zandwiriichaftf, Induſtrle. 11 87 10,7 10 8,8 = 
Bauimduftrie . . 2... 71 54.6 22,2 60 29,0 12,1 
Hotelweſenn 21 22,8 — 21 22,35 — 
Theaterweſenn 9 8,7 15, 7 5,12 „8 
Transport u. Verkehr 7⁵ 209,0 25, 66 209,4 25, 
Prärifionswaren . . 5,7 26, 6 19 8, 
Handen 148 710 14 60,7 14,8 


Auch die Beränderungen der Auslandsbeteiligungen am Geſ amt kapital der Aktien⸗ 
unternehmen find nur gering. In der Zeit von 1934 bis 1934 wächſt der Anteil von 
4, v. H. auf 47,2 v. H. und ermäßigt ſich bis Ende 1935 auf 46,8 v. H. und bis 
Ende 1936 auf 42,4 v. H. Der ſtärkere Abgang von 1935 auf 1936 wurde in erſter Linie 
verurſacht durch [(ie ber nahme der deutſchen Aktienmehrheit des oſtober⸗ 
ſchleſiſchen Schwerinduſtriekonzerns „Intereſſengemeinſchaft“ (Kattowitzer 
A. G. für Bergbau⸗ und Hüttenbetrieb — Vereinigte Königs⸗ und Laurahütte) in polni⸗ 
ſchen Beſitz (Aktienkapital insgeſamt: 184,3 Millionen Zloty). Infolgedeſſen fiel der 
Hundertſatz in der Gruppe Bergbau und Hüttenweſen am ſtärkſten, und zwar von 
73,9 v. H. am 1. Januar 1936 auf 53,6 v. H. zum gleichen Zeitpunkt 1937. Von 
weiteren bedeutenden Kapitalverſchiebungen ſind zu erwähnen: der Auskauf der Aktien⸗ 
mehrheit der „Zyrardower Textilwerke“ im Lodzer Bezirk aus den Händen 
franzöſiſcher Kapitaliſten durch den polniſchen Staat, und der Uebergang des Vermögens 
des Warſchauer Elektrizitätswerkes auf die Stadt Warſchau aus den 
Händen der früheren Konzeſſionätin, einer franzöſiſchen Elektrizitätsgeſellſchaft, der durch 
Gerichtsurteil vom 25. Mai 1936 wegen unlauterer Geſchäftsgebahrung (Bilanzper⸗ 
ſchleierung, Steuerhinterziehung ufm.) ein Anſpruch auf Entſchädigung abgeſprochen 
wurde. Der Auslandsanteil am Geſamtaktienkapital ift u. a. in der Elektro-, Textil-, 
Mineral-, Holz⸗, Baus und graphiſchen Induſtrie geſtiegen, im Bergbau und Hütten⸗ 
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Mit dem Ablauf der Genfer Konvention für Oberſchleſien am 15. Juli 
beginnt ein neuer Abſchnitt in der Geſchichte dieſes vor 15 Jahren, in einer 
Zeit der deutſchen Ohnmacht, zum Teil vom Mutterlande losgetrennten 
Gebietes. Ueber die vertragliche Neuregelung gewiſſer wirtſchafts⸗ und 
verkehrspolitiſcher Fragen wird in Nr. 15 des „Oſtland“ berichtet. 
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betrieb, in der Metall-, Papier-, Leder-, Zucker⸗ und chemiſchen Induſtrie ſowie im 
Transportgewerbe geſunken. Nach der offiziöſen „Polſka Goſpodarcza“ ergibt ſich hin⸗ 
ſichtlich der Höhe des Beteiligungsgrades des fremden Kapitals in der polniſchen Induſtrie 
folgende Reihenordnung (in v. H.): 


1. Januar 1957 1. Januar 1956 


Erdolſnduſt rie 87,3 88,2 
Eletrizitätswirtfhaft (Kraftwerfe 7 85,0 70,8 
Eleftrotechniſche Induſtrle 56,1 54.0 
Bergbau u. Hütſenweſen 55, 75.0 
Ehemifhe Induſtri e 48,2 51, 


Infolge der bereits erwähnten Aktientransaktion bei der „Intereſſengemeinſchaft“ Katto⸗ 
witz iſt die Gruppe Bergbau und Hüttenweſen von der dritten auf die vierte Stelle gerückt. 

Wenn man die Auslandsbeteiligung an den Aktiengeſellſchaften Polens nach der Her 
kunft des Kapitals unterſucht, fo zeigt ſich, daß lediglich deutſches und ameri⸗ 
kaniſches Kapital eine rückläufige Tendenz aufweiſen, während ſich die 
Beteiligungen der übrigen Länder erhöht haben. Nach der Größenfolge der Prozentual⸗ 
beteiligung ergibt ſich für die Entwicklung der einzelnen Länderanteile im Zeitraum von 
1930 bis 1936 folgendes intereſſante Bild (Stand zum jeweiligen Jahresultimo in v. H.): 


Herkunftsland 1956 1935 1934 1955 1932 1951 1950 
Frankreich. 27 244 56 249 244 24,6 258 
Amerta . ... 198 219 219 21 21,9 20,4 4,3 
Seed. 185 193 198 215 23,4 23,7 25,0 
elgen 125 110 105 97 100 110 94 
Cu. 5 4 48 39 28 21 2.8 
Englan?d?d 55 51 47 49 47 48 
Defterreih . h 35 3 34 41 35 44 39 
Holland 55 ö1 29 30 28 25 18 
Schweden 2.7 24 23 23 23 2.8 20 
Tſchecho⸗ Siowalei 16 14 14 13 13 13 11 


Reichsdeutſches Kapital konnte, wie aus den Ziffern erſichtlich iſt, in der 
Größenordnung den dritten Platz behaupten, obwohl der Prozentualanteil um nicht 
weniger als 6,5 v. H. geſunken iſt. Dieſer Rückgang ſteht vor allem mit der erwähnten 
Verringerung des deutſchen e in der oſtoberſchleſiſchen Schwerinduſtrie in 
Verbindung. Auch der geſunkene Anteil amerikaniſchen Kapitals iſt in der Haupt⸗ 
ſache auf die Aktientransaktion bei der „Intereſſengemeinſchaft“ zurückzuführen. 

Nicht minder intereſſant iſt eine Betrachtung der Beteiligung des fremden Kapitals in 
den einzelnen Zweigen der Induſtrie und des Handels; ſie gibt einen aufſchlußreichen Ein⸗ 
blick in das verſchiedenartige Intereſſe des Auslandes an der polniſchen 
Wirtſchaft und einen Ileberblick über den Grad der Abhängigkeit derſelben 
von ausländiſchen Einflüſſen. Reichsdeutſches Kapital in einer Geſamthöhe 
von 199,9 Mill. Zl. war nach dem Stande von Anfang 1937 — ungeachtet des Verkaufs 
der Aktienmehrheit der „Intereſſengemeinſchaft“ — noch mit 90 Mill. Zl. am ſtärkſten 
in der Gruppe Bergbau- und Hütteninduſtrie vertreten. An den Elektri⸗ 
zitätswerken Polens iſt reichsdeutſches Kapital noch mit 50,1 Mill. und an der 
metallper arbeitenden Induſtrie mit 12,06 Mill. Zl. beteiligt. In den 
übrigen Induſtriezweigen überſchreitet der deutſche Aktienanteil nirgends mehr die Summe 
von 10 Mill. Zloty. 

Franzöſiſches Kapital tritt mit einer Geſamthöhe von 391 Mill. Zl. in 
49 Gruppen auf, wobei das ſtärkſte Engagement in der heute ſehr unrentabel gewordenen 
Naphthainduſtrie (135,9 Mill. Zl.) zu verzeichnen iſt. In der Schwerinduſtrie ſtellt ſich 
der franzöſiſche Aktienbeſitz auf 133,2 Mill., in der Textilinduſtrie auf 67,7 Mill., in der 
Elektrizitätswirtſchaft Ei 17,6 Mill., in der chemiſchen und Papierinduſtrie auf je 
10 Mill. Zl. u. a. Amerikaniſches Kapital in einer Geſamthöhe von 
277,2 Mill. Zl. findet ſich vor allem in der Berg⸗ und Hütteninduſtrie, wo es mit 
184,6 Mill. Il. vertreten iſt; weitere namhafte Beteiligungen betreffen die Naphtha⸗ 
induſtrie (63,6 Mill.) und die Textilinduſtrie (19,4 Mill. Zl.). . 

Das belgiſche Kapital ſtellt einen Geſamtwert von 180, Mill. Zl. dar und 
zeigt das ſtärkſte Intereſſe für die polniſche Elektrizitätswirtſchaft, in der 76,7 Mill. Zl. 
plaziert ſind. Weitere Beteiligungen finden ſich in der Schwerinduſtrie mit 29,2 Mill. 
Zloty, im Transport- und Verkehrsweſen mit 27 Mill. Zl. und in der Induſtrie der 
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Steine und Erden mit 16,2 Mill. Zl. In zehn anderen Gruppen bleiben die Beteili⸗ 
gungsſätze unter 10 Mill. Zl. Schweizeriſches Kapital in einer Geſamthöhe 
von 404,5 Mill. Zl. verteilt ſich im weſentlichen auf die Elektrizitätswerke (38,2 Mill. 
Zloty), die Textilinduſtrie (21,2 Mill. Zl.) und die chemiſche Induſtrie (13 Mill. Zl.). 
Engliſches Kapital, von dem insgeſamt 78,9 Millionen Zl. vertreten ſind, 
arbeitet in der chemiſchen Induſtrie (22,4 Mill. Zl.), Textilinduſtrie (16,7 Mill. Zl.) 
und in der Lebensmitkelbranche (9,2 Mill. Zl.) u. a. Deſterreichiſches Kapital 
in einer Geſamtſumme von 50,6 Mill. Zl. iſt auf zehn verſchiedene Gruppen verteilt. Der 
größte Betrag entfällt auf die Erdölinduſtrie (15,6 Mill. Zl.); ferner arbeiten 3,5 Mill. 
Zloty in der polniſchen Textilinduſtrie. Schwediſches Kapital, in Höhe von 
38,9 Mill. Zl. insgefamt, konzentriert ſich in der Hauptſache auf zwei Gruppen, nämlich 
auf die elektrotechniſche Induſtrie (22,8 Mill. Zloty) und auf die chemiſche Induſtrie 
(13,6 Mill. Zl.). In weiteren fünf Gruppen, wo ſchwediſche Beteiligungen vorliegen, 
ſpielt der Kapitalanteil keine größere Rolle. Vielſeitig find die Intereſſen des tſchecho⸗ 
ſlowakiſchen Kapitals, das ſich auf elf verſchiedene Geſellſchaftsgruppen 
verteilt. Bemerkenswert iſt nur die 8,2 Mill. Zl. betragende Beteiligung an der Elektro⸗ 
induſtrie. Außer den erwähnten, beteiligten ſich noch andere Länder mit einer Geſamt⸗ 
ſumme von 50,5 Mill. Zl. an verſchiedenen polniſchen Aktienunternehmen; es handelt ſich 
dabei um kleinere Beträge von Aktionären aus Braſilien, Dänemark, Güdflamien, Luxem⸗ 
burg, Lettland, Paläſtina, Rumänien, Ungarn, Italien wie auch aus der Freien Stadt 
Danzig. Der Anteil keines dieſer Länder überſteigt jedoch 1 v. H. des in Polen inveſtierten 
ausländiſchen Aktienkapitals, ſo daß auf ein näheres Eingehen dieſer Beteiligungen ver⸗ 
zichtet werden kann, ohne das Geſamtbild zu beeinträchtigen. Dr. P. 


Die Logik der Tatfachen gebietet ... 


Die Ergebniſſe der diesjährigen Anmeldungen zu den deutſchen Minderheitsſchulen 
Oſtoberſchleſiens hat die polniſche Preſſe mit triumphierender Schadenfreude zur Kennt⸗ 
nis genommen. Sie hat mit Genugtuung darauf verwieſen, daß die Zahl der die 
deutſchen Schulen beſuchenden Kinder von 1922 bis 1936 von 27 932 
auf 10 184, d. h. von 14,7 auf 5,2 v. H. herabgedrückt worden iſt. An der Bekundung 
dieſer Schadenfreude hat ſich auch die „Gazeta Polſka“ beteiligt. Es iſt immerhin 
bemerkenswert, daß ſich felbft dieſes amtliche Organ der polniſchen 1 80 nicht ſcheut, 
die u n altbaren B ebaupfungen zu wiederholen, mit denen das Blatt 
des Wojewoden Grazynſki die deutſche Schule dieſes dom Reiche losgetrennten Gebietes 
verfolgt, und gegen die deutſche Schule den Vorwurf des „Seelenkaufs“ erhebt. 
Dieſer Vorwurf klingt wie ein Hohn. Die „Gazeta Polſka“ behauptet, daß immer noch 
„ein großer Teil polniſcher Kinder“ die deutſche Schule beſuche (I), weil von deutſcher 
Geite die in Oſtoberſchleſien herrſchende Arbeits lo ſigkeit zum „Ankauf polniſcher 
Kinder“ ausgenutzt werde (I). Es dürfte aber auch der „Gazeta Polſka“ nicht unbekannt 
fein, daß ſich in Oſtoberſchleſien alle Machtmittel der Arbeitsmarkt⸗ 
politik in der Hand nationalpolniſcher Elemente befinden und daß 
es in Oſtoberſchleſien kein einziges Induſtrieunternehmen mehr gibt, auf deſſen Perſonal⸗ 
politik irgendwelche deutſche Faktoren noch irgendwelchen maßgeblichen Einfluß beſitzen, 
daß alſo die unheilvolle Lage des oſtoberſchleſiſchen Arbeitsmarktes ein Faktor iſt, der 
ausſchließlich von polniſcher Seite zum Ankauf volksfremder Schulkinder ausgenutzt 
u. on Dolfta* b klagt ſich d 8 

ie „Gazeta Polſka“ beklagt ſich dann weiter darüber, daß dem wirtſchaftlichen Auf— 
ſchwung Deut ſchoberſchleſtens „eine kolloſſale Prbpagen dic e 1 
Sie hat damit ſicherlich Recht. Aber wenn ſie dann ſagt, daß „es tatſächlich Fälle gibt, 
in denen der polniſche Arbeitsloſe dafür, daß er ſein Kind in die Minderheitsſchule ſchickt, 
Arbeit in Beuthen erhält“, daß alſo die Beſchäftigung o ſt oberſchleſiſcher Arbeiter in der 
we ſt oberſchleſiſchen Induſtrie zu „Germaniſierungszwecken“ ausgenutzt werde, ſo 
iſt das wiederum eine verleumderiſche Behauptung. Denn wenn das ſo wäre, dann 
würden die polniſchen Amtsſtellen wohl ſchwerlich fo ungemein großen Wert darauf legen, 
daß möglichſt viele polniſche Arbeiter aus Dftoberfchlefien in der weſtoberſchleſiſchen In⸗ 
duſtrie eingeſtellt werden, da ſie dann doch nach der Theſe der „Gazeta Polſka“ der Gefahr 
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ausgeſetzt find, ihre Kinder in deutſche Schulen ſchicken zu müffen, und dann wäre es 
zweifellos auch nicht ſo, daß ein ſehr großer Teil der oſtoberſchleſiſchen Arbeiter, die 
nach Beuthen oder in andere reichsdeutſche Grenzorte auf Arbeit gehen, Leute ſind, deren 
Kinder nach wie vor unbeanſtandet polniſche Schulen beſuchen, anſtatt, wie es nach der 
Theſe der „Gazeta Polſka“ der Fall ſein müßte, bereits in deutſche Schulen umgeſchult 
worden zu ſein. 
Man könnte, wenn auch nicht von dem Blatte des Wojewoden Grazynſki, ſo doch 
wenigſtens von einem Organ von dem politiſchen Range der „Gazeta Polſka“ erwarten, 
daß es ſich bei der Beurteilung der oſtoberſchleſiſchen Schulverhältniſſe der Mühe unter- 
zieht, ein wenig logiſch zu denken. Die Logik der Tatſachen aber gebietet, 
zuzugeſtehen, daß die deutſche Schule in Oſtoberſchleſien prak- 
tiſch gar keine Möglichkeit hat, Seelenkauf zu betreiben. Wenn 
es volkspolitiſche Kämpfe und Auseinanderſetzungen im oſtoberſchleſiſchen Schulweſen 
gibt, dann nicht, weil die deutſche Schule etwa polniſche Kinder zu ſich herüberzuziehen 
verſucht, ſondern weil es die unter ſtaatlicher Duldung der polniſchen Schule ausdrücklich 
geſtellte Aufgabe iſt, die deutſche Jugend zu poloniſieren, weil die polniſche Schule nicht 
nur eine bildende Unterrichtsſtätte, ſondern auch eine volkspolitiſche Kampf: 
ſtätte iſt. Dieſer Kampfcharakter der polniſchen Schule iſt durch eine Ausſtellung 
über die Entwicklung des oſtoberſchleſiſchen Schulweſens unter Beweis geſtellt worden, 
die im Juni d. J. aus Anlaß der 15jährigen Zugehörigkeit Dftoberfchlefiens zum polniſchen 
Staate in Königshütte veranſtaltet wurde. In einem vom Ausſtellungskomitee heraus⸗ 
gegebenen Führer durch die Ausſtellung iſt hierüber folgendes ausgeführt worden: „Noch 
haben ſich die in den Odertälern verſtreut liegenden Aufſtändiſchengräber nicht vollſtändig 
mit Blumen und Grün bedeckt, und ſchon iſt an die Stelle der bewaffneten Reihen die 
zweite Reihe der Kämpfer getreten.. Die Waffe der ſchleſiſchen Auf⸗ 
ſtändiſchen hat der polniſchen Schule die Arbeit ermöglicht, und 
deshalb iſt die polniſche Schule eine Fortſetzung der Aufftän- 
diſchenidee“. 


Beiſpiele polniſcher Minderheitenpolitik 


135 Monate Arreſt und Gefängnis. 


Als am 5. Juni in Tarnowitz 14 deutſche Jungen und Mädel, die dem Oberſchleſiſchen 
und dem Tarnowitzer Wanderbund angehört hatten, zu insgeſamt über 100 Monaten 
Gefängnis verurteilt wurden, waren bereits die Vorbereitungen für einen neuen Prozeß 
gegen weitere 22 Angehörige der deutſchen Volksgruppe im Gange. 
Der Prozeß fand am 7. Juli vor dem Konitzer Bezirksgericht ſtatt. Es handelte ſich hier 
um eine Gruppe 16⸗ bis 20jähriger Jungen, die für die Zeit vom 10. April 
bis zum 10. Mai d. J. auf dem Gut Kenſau im Kreiſe Konitz zur Verrichtung von 
Gartenarbeiten eingeſtellt worden waren. Es wurde gegen ſie der Vorwurf erhoben, an 
einem „Arbeitslager“ teilgenommen zu haben; ein als Zeuge vernommener Gendarm wollte 
ſogar feſtgeſtellt haben, daß auf dem Gute Kenſau ein „Kurſus für militäriſche Vorbe⸗ 
reitung“ durchgeführt wurde, eine Feſtſtellung, die darauf beruhte, daß er gelegentlich 
beobachtet hatte, wie die Jungen einmal einige gymnaſtiſche Uebungen machten. Ver⸗ 
urteilt wurden auch die beiden Beſitzerinnen des Gutes, zwei über 70jährige 
Frauen, ferner die Jugendleiter der Deutſchen Vereinigung, Armin 
Droß und Gero von Gersdorff, die unter der Anklage ſtanden, unter den Gartenarbeitern 
von Kenſau „politiſche Schulung“ betrieben zu haben, vier Mitglieder der Deukz 
ſchen Vereinigung, denen zum Vorwurf gemacht wurde, den beſchäftigungsloſen 
Jungen die Arbeit in Kenſau vermittelt zu haben, und ſchließlich zwei Mädel, von 
denen das eine als Köchin für die Jungen angeſtellt war, während die Schuld des zweiten 
Mädels darin beſtand, der Köchin die Arbeitsſtelle nachgewieſen zu haben. Die Angeklag⸗ 
ten wurden zu insgeſamt 185 Monaten Arreſt und Gefängnis und zwei 
von ihnen, die das 17. Lebensjahr noch nicht überſchritten hatten, zur Unterbringung in 
einer Erziehungsanſtalt verurteilt. 
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Tendenzurteil in Schmiegel. 


Bereits drei Tage nach dem Urteil von Konitz fand in Schmiegel ein weiterer 
Prozeß gegen drei jugendliche Angehörige der deutſchen Volks⸗ 
gruppe ſtatt. Dieſem Prozeß lag folgender Tatbeſtand zugrunde: Am 1. Mai d. J. 
hatten ſechs Polen einen von einer Verſammlung der Jungdeutſchen Partei in ſeinen 
Wohnort Kotuſch heimkehrenden Deutſchen hinterrücks überfallen, ihn vom Fahrrad 
gezerrt und mit Zaunlatten geſchlagen. Auf ſeine Hilferufe eilten zwei ſeiner Kameraden 
zu ſeiner Unterſtützung herbei. In dem ſich entſpinnenden Handgemenge erhielt einer der 
polniſchen Wegelagerer eine ſo ſchwere Verletzung, daß er kurz 1 ſt arb. In der 
Verhandlung vor dem Schmiegeler Bezirksgericht ſaßen nun die überfallenen 
Deutſchen auf der Anklagebank, während die polniſchen Angreifer 
als Belaſtungszeugen auftraten. Das Gericht verurteilte die Deutſchen, ohne 
ſich der Mühe einer Klärung der einander widerſprechenden Zeugenausſagen zu unter⸗ 
ziehen, zu Gefängnisſtrafen von 10 Monaten, einem Jahr und drei 
Jahren. Die Polen dagegen, die durch den Uleberfall auf die Deutſchen den Tod ihres 
Komplizen verſchuldet hatten, gingen frei aus. 


Das einzige deutſche Lehrerſeminar Polens geſchloſſen. 


Auf Grund des polniſchen Geſetzes über die Organiſation des Schulweſens vom 
11. März 1932 find im Schuljahr 1936/37 ſämtliche, bis dahin beſtehenden öffentlichen 
und privaten Lehrerbildungsanſtalten in Polen eingeſtellt worden, um in ein einheitliches 
ftaatlihes Syſtem pädagogiſcher Lyzeen übergeleitet zu werden. Im Verfolg dieſer 
Maßnahme hat auch die ſeit 70 Jahren beſtehende deutſche Lehrer⸗ 
bildungsanſtalt in Bielitz, die einzige Anſtalt dieſer Art, über die die deutſche 
Volksgruppe in Polen verfügte, aufgehört zu beſtehen. Das mehrfache Er⸗ 
ſuchen, dieſe Anſtalt als pädagogiſches Lyzeum beſtehen zu laffen, iſt vom polniſchen Kul⸗ 
tusminiſter kategoriſch abgelehnt worden. Daraufhin hat am 28. Mai d. J. Senator 
Wieſner eine Intervention an den Kultusminiſter gerichtet, in der unter ausdrück⸗ 
lichem Hinweis auf das verfaſſungswidrige Verhalten des Miniſters u. a. folgendes feſt⸗ 
geſtellt wird: „Die (Bielitzer) Lehrerbildungsanſtalt war die einzige wirklich 
deutſche Anſtalt impolniſchen Staat, und die Errichtung eines privaten 
pädagogiſchen Lozeums in Bielitz würde nur die Fortſetzung einer bereits ſegensreich wir⸗ 
kenden Anſtalt bedeuten. Die deutſche Volksgruppe iſt der Lleberzeugung, daß ohne 
eine wirklich deut ſche Erziehung der Lehrer auch unſere deutſche 
Volksſchule in Gefahr iſt. Denn mit dem deutſchen Lehrer ſteht und fällt die 
deutſche Schule. Die Uleberzeugung, daß an einer ſtaaklichen Anſtalt dieſe deutſche 
Erziehung gewährleiſtet iſt, beſitzen wir nach den Erfahrungen der letzten Jahre nicht. 
Die Verweigerung der Errichtungeines privaten pädagogiſchen 
Lyzeums mit deutſcher Unterrichtsſprache in Bielitz iſt alſo 
gleichbedeutend mit der Verweigerung deutſcher Lehrer für un- 
fere deutſchen Kinder.“ Eine Antwort auf dieſe Interpellation iſt bisher nicht 
erfolgt. 


Keine Ausbildungsmöglichkeit für deutſche Kindergärtnerinnen. 


Ein typiſches Beiſpiel dafür, wie manche polniſche Stellen durch Verſchleppung und 
Irreführung die deutſche Volksgruppe zu ſchädigen verſtehen, bietet das Verhalten 
des Staatlichen Geminars für Kindergärtnerinnen in Myslo⸗ 
witz, das nach der Auflöſung des einzigen deutſchen Seminars dieſer Art, das früher 
in Bielitz beſtand, zu Beginn des Schuljahres 1936/37 bekanntgegeben hatte, daß es einen 
deutſchſprachigen Kurs für Kindergärtnerinnen einrichten werde. Die Bekanntgabe dieſer 
Abſicht war jedoch damals ſo ſpät erfolgt, daß nur 7 Meldungen rechtzeitig eingehen 
konnten, was die Leitung des Seminars zum Vorwand nahm, um die verſprochene 
Eröffnung des deutſchſprachigen Kurſes zunächſt um ein Jahr 
zu verſchieben. Zu dem für das Schuljahr 1937/38 vorgeſehenen Kurs hatten ſich 
dann etwa 50 deutſche Mädchen gemeldet. Als nun aber am 17. Juni die Aufnahme⸗ 
prüfung ſtattfand, ſtellte es ſich merkwürdigerweiſe heraus, daß nur 22 von den etwa 50 
Bewerberinnen der Termin der Prüfung mitgeteilt worden war! Nach der Prüfung 
ließ man die Mädchen, die z. T. von weither, aus Galizien und Pommerellen, nach Mys⸗ 
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lowitz gekommen waren, zunächſt fünf Tage auf den Beſcheid der Prüfungskommiſſion 
warten, um ihnen dann endlich mitzuteilen, daß 14 von ihnen die Prüfung nicht beſtanden 
hätten und daß die übrigen 8 am polniſchen Seminar teilnehmen müͤßten, da für fie 
kein deutſchſprachiger Kurs durchgeführt werden könne. 


Deutſche Kinder ſollen polniſche Schulen exiſtenzfähig machen. 


Der „Dziennik Bydgoſki“, das maßgebende Regierungsblatt der Wojewodſchaft 
Pommerellen, regte ſich wieder einmal darüber auf, daß die Deutſchen des 
Kreiſes Schwetz, in dem es zur Zeit nur drei deutſche private Volksſchulen gibt, 
eine vierte derartige Schule zu errichten gedenken. Die Worte, die dieſes amtliche Blatt 
findet, um ſeiner Erregung über dieſe Tatſache Ausdruck zu verleihen, ſind für die durch⸗ 
aus negative Einſtellung der polniſchen Kreiſe zu den Lebensrechten der deutſchen Volks⸗ 
gruppe ſo bezeichnend, daß ſie hier wiedergegeben zu werden verdienen: „Auf die Nachricht, 
daß die Deutſchen die Genehmigung zum Bau einer eigenen Schule erhalten haben, 
entſtand in der polniſchen Bevölkerung der ganzen Umgebung 
eine ſtarke Empörung. .. Es fanden Proteſtkundgebungen ſtatt, 
die von der Ortsgruppe des polniſchen Weſt verbandes organiſiert wurden... 
Und es wurden auch Delegationen zu den zuſtändigen Stellen 
entſandt.“ Und dann wird weiter geklagt: „In der Nachbarſchaft der polniſchen 
Schi N r n Nur: ae]. Hd: Uaclig d, ben Hie ce en Fe u, 

die Exiſtenz der polniſchen Schulen ſowohl in Waldau wie in 
der Umgebung untergraben, da die Kinder deutſcher Natio⸗ 

nalität aus den Schulen herausgenommen werden dürften. Die 
Zahl der Kinder wird in den polniſchen Schulen zurückgehen und dieſe Schulen werden 

nicht mehr exiſtenzfähig ſein.“ Das polniſche Blatt gibt alſo ausdrücklich zu, daß 
die im Kreiſe N beſtehenden polniſchen Schulen ihre 
Exiſtenz im weſentlichen den deutſchen Kindern verdanken, die 
gezwungen ſind, wegen des herrſchenden Mangels an deutſchen Schulen dieſe 
volksfremden Lehranſtalten zu beſuchen. Und das Blatt ſcheint es für ganz. 
ſelbſtverſtändlich zu halten, daß deutſche Kinder zu nichts anderem da find, als pol⸗ 
niſche Schulen exiſtenzfähig zu erhalten, und daß es gewiſſermaßen der Ausdruck eines 
polenfeindlichen Willens iſt, wenn die Deutſchen das ſelbſtverſtändliche Verlangen haben, 
ihre Kinder von deutſchen Lehrern in deutſcher Sprache und in deutſchem Geiſte unter— 
richten zu laſſen. 


Resierung und Jugend in Polen 


Es iſt dem polniſchen Regierungslager, das ſich nach dem Namen des 
Marſchalls Pilſudſki benennt, trotz wiederholter Verſuche niemals gelungen, in ein 
engeres Verhältnis zur Maſſe der polniſchen Jugend zu kommen. Die „Legion der 
Jungen“, die vor allem auf akademiſchen Boden als ein organiſatoriſches Gegengewicht 
gegen die rechtsoppoſitionellen Jugendverbände gedacht war, hat die Erwartungen, die 
auf fie als „Regierungsjugend“ geſetzt worden waren, enttäuſcht. Und noch im Mai 
d. J. hat Oberſt Koc die Jugendfrage als eines der ſchwierigſten 
politiſch⸗ſtaatlichen Probleme Polens bezeichnet und die Erfolgloſig⸗ 
keit der Bemühungen des von ihm ins Leben gerufenen „Lagers der nationalen Einigung“, 
die Jugend zu gewinnen, zugeben müſſen. Kurz darauf aber begann das Regierungslager 
von neuem das Ringen um die polniſche Jugend. Den Auftakt zu dieſer Aktion bildete 
am 18. Mai die Teilnahme des Marſchalls Rydz-Smigly an einem feierlichen 
Kommers einiger angeſehener ſtudentiſcher Korporationen. Dieſer Beſuch 
des Marſchalls wurde mit Recht als eine Geſte der politiſchen Verſtändigungsbereitſchaft 
des Regierungslagers gegenüber der ſtudierenden Jugend bezeichnet. Ein beſonderer 
Erfolg aber ſcheint dieſem Appell an „die dynamiſche Kraft, die Begeiſterung und das 
Temperament“ der jungen polniſchen Intelligenz nicht beſchieden geweſen zu ſein. Die 
nationaliſtiſchen Drganifationen der Studentenſchaft haben zu erkennen gegeben, daß fie 
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dem Heerführer Rydz⸗Smigly zu folgen bereit find, daß fie den Politiker dieſes 
Namens aber ablehnen müſſen. 

Einige Wochen darauf fanden dann kurz hintereinander drei bedeutſame 
Kundgebungen ſtatt, auf denen das Regierungslager ſein Verhältnis zur Jugend 
klarzuſtellen und auszubauen verſuchte. In Lemberg traf am 16. Juni die „Zar ze wie“ 
zu einer Tagung zuſammen. Auf ihr war das Regierungslager u. a. durch den ſtell⸗ 
vertretenden Miniſterpräſidenten Kwiatkowſki, den Verkehrsminiſter Oberſt 
Ulrych und den Präſidenten des Verbandes der Vaterlandsverteidiger General Gorecki 
vertreten. In den Entſchließungen, die auf der Tagung gefaßt wurden, ſtellte ſich der 
Verband im Prinzip hinter die Deklaration des Oberſten Koc. In einigen ihrer, die 
Innenpolitik betreffenden Forderungen aber ging die „Zarzewie“ über die vom Oberſten 
Koc verkündeten Grundſätze hinaus, fo wenn fie die Aenderung der Wahlord— 
nung und die Wiederherſtellung der kommunalen Selbſtverwal— 
tung, damit alſo eine Lockerung des autoritären Kurſes und eine Redemokrati⸗ 
fierung des öffentlichen Lebens verlangte. Die „Zarzewie“ (d. h. „Glut“) 
iſt eine Organiſation, die auf eine etwa 30 jährige Tradition zurückblicken kann. Sie 
berührt ſich durch ihre grundſätzlich demokratiſch-parlamentariſche Einſtellung nach 
rechts mit den gemäßigten endekiſchen und nach links mit den 
bäuerlich⸗volksparteilichen Kreiſen ſowie mit den verſchiedenen kleineren 
Gruppen, die unter dem Sammelbegriff der „Front von Morges“ zuſammengefaßt 
worden ſind. 

Drei Tage nach dieſer Lemberger Tagung marſchierte in Warſchau der „Verband 
des jungen Dorfes“, eine angeblich etwa 100 000 Mitglieder zählende Organiſation 
der bäuerlichen Jugend, zu einer Kundgebung auf. Unter den Gäſten befanden ſich 
Marſchall Rydz⸗Smigly, Minifterpräfident Slawoj-Skladkowſki und die 
Miniſter Koscialkowſki, Poniatkowſki, Grabomffi und Kasprzycki. 
Auf dem rechten Flügel des Regierungslagers iſt dieſe Organiſation nicht allzu beliebt. 
Sie ſteht dort im Verdacht fozialradifaler, wenn nicht agrar⸗ 
revolutionärer und kirchengegneriſcher Tendenzen. Sie iſt die 
jugendliche Expoſitur der auf dem linken Flügel des Regierungslagers ſtehenden, einfluß⸗ 
reichen politiſchen Kreiſe, der ſogenannten „Verbe ſſerer“, zu denen u. a. der Woje⸗ 
wode Grazynſki und der Landwirtſchaftsminiſter Poniatkowſki gehören. An Zahl und 
Aktivität ſteht der „Verband des jungen Dorfes“ hinter den „Wici“, den jungbäuerlichen 
Organiſationen der Volkspartei, erheblich zurück. 

Am 22. Juni wurde vom Oberſten Koc, dem Gründer und Leiter des „Lagers der 
nationalen Einigung unter dem Namen „Das 3 unge Polen“ eine dritte Organi⸗ 
ſation für die . der ‚Regierung nabeftehende Jugend ins Leben gerufen. Oberſt Koc 
entwickelte in einer über alle polniſchen Sender verbreiteten Rede das naturgemäß eng 
an die Grundſätze des „Lagers der nationalen Einigung“ ange⸗ 
lehnte politiſche Progr amm des neuen Verbandes. Als neues Moment kam 
nur hinzu, daß die junge Generation neben dem um die Unabhängigkeit Polens verdienten 
Soldaten als zweiter, „die Zukunft und die Größe Polens tragender Faktor“ aner⸗ 
kannt wurde. 5 N 

An dieſen neuerlichen Bemühungen der polnifchen Regierung um die Jugend fällt vor 
allem eines auf: daß fie an drei Stellen und mittelg dreier Organi⸗ 
fationen zu gleicher Zeit erfolgen. Es iſt an ſich denkbar, daß die Abſicht 
beſteht, durch dieſes getrennte Vorgehen die ideenverwandten, gemäßigteren Kreiſe ſowohl 
der rechten wie der linken Oppoſition zunächſt einmal mit Hilfe der „Zarzewie“ und des 
„Verbandes des jungen Dorfes“ politiſch zu akklimatiſieren, um ſie dann ſpäter in der 
eigentlichen Regierungsjugend, dem Verbande des Oberſten Koc, zuſammenzufaſſen. 
Wahrſcheinlicher iſt aber, daß in dem getrennten Vorgehen das Beſtreben der verſchiedenen, 
im Regierungslager vereinigten politiſchen Richtungen zum Ausdruck kommt, ſich ihre 
eigenen, auf ihre ſpezielle politiſche Ideologie feſtgelegten Jugendorganiſationen zu ſichern. 
Wenn das fo ift, dann hat es ſich bei den Kundgebungen vom 16., 19. und 22. Juni um 
Aktionen gehandelt, die nicht aus Gründen der politiſchen Taktik, ſondern aus Gründen 
der politiſchen Konkurrenz getrennt bon einander durchgeführt worden find. Es 
bleibt abzuwarten, wie ſich die Aktionen auf die polniſche Jugend auswirken werden, 
die in ihrer Maſſe nach wie vor in den oppoſitionellen Lagern auf der Rechten und der 
Linken verharrt. 
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Die politiiche Lage in Danzig 


Seit der Machtübernahme durch den Nationalſozialismus am 20. Juni 1933 hat ſich 
die innerpolitiſche Struktur der Freien Stadt Danzig von 
Grund auf geändert. Die wiederholten Einmiſchungsverſuche des Völkerbundes 
haben die Entwicklung zur unbedingten Alleinherrſchaft des Nationalſozialismus nicht 
aufzuhalten vermocht. ie oppoſitionellen Parteien ſind gerade an der Hilfe, die ſie in 
Genf geſucht und gefunden haben, geſcheitert. Die marriftifchen Parteien find praktiſch 
erledigt. Die Deukſchnationale Partei hat durch die Selbſtauflöſung die einzig mögliche 
Folgerung aus der durch die Abberufung Sean Leſters geſchaffenen Lage gezogen. 
So iſt von den alten Parteireſten nur noch das Zentrum vorhanden, das ſich in der 
Hoffnung auf fremde Hilfe in ausſichtsloſen Rückzugsgefechten gegen den National⸗ 
ſozialismus erſchöpft. Im Danziger Volkstag haben ſich die Reihen der Oppoſition durch 
die Flucht ins Ausland und durch den Uebertritt zur nationalſozialiſtiſchen Bewegung 
gelichtet. Am 5. Mai d. J. hat der Volkstag mit ¼⸗Mehrheit die Verlängerung des 
Ermächtigungsgeſetzes für die Regierung beſchloſſen. Der Kampf um die Macht in 
Danzig hat mit der Zerſchlagung der oppoſitionellen Parteien und 
mit dem ſtillſchweigenden Verzicht des Völkerbundes auf weitere Ein: 
miſchungsverſuche in die innerpolitiſchen Angelegenheiten des 
Staates geendet. 

Dieſer Sieg der nationalſozialiſtiſchen Idee in Danzig verdient vor allem deshalb 
Beachtung, weil er unter ausgeſprochen ungünſtigen wirtſchaftlichen 
Begleiterſcheinungen hat erkämpft werden müſſen. Die Freie Stadt Danzig 
hat an dem wirtſchaftlichen Aufſchwung des Deutſchen Reiches nicht oder doch nur 
mittelbar teilnehmen können. Daran wird ſie durch die Kompliziertheit ihrer in Verſailles 
begründeten Rechtsſtellung gehindert. Der Danziger Eigenhandel iſt infolge der feind⸗ 
ſeligen Wirtſchaftspolitik des polniſchen Staates faſt völlig zum Erliegen gekommen. Der 
Güterumſchlag im Danziger Hafen hat 1929 faſt 1493 Mill. Zloty und 
1933 nur noch etwas über 408 Mill. Zloty betragen; er iſt 1936 auf etwa 377 Mill. 
Zloty zuſammengeſchrumpft. In den gleichen Jahren aber iſt der Güterumſchlag im 
Gdingener Hafen von 134 über 536 auf 948 Mill. Zloty geſtiegen. Der Wert des 
ſeewärtigen Außenhandels iſt in Danzig in der Zeit von 1929 bis 1936 alſo auf etwa ein 
Viertel zuſammengeſchrumpft, in Gdingen dagegen um etwa das Siebenfache geſtiegen. 
Vor zwei Jahren hat Danzig ſeine Währung abwerten müſſen. Dieſe Maß⸗ 
nahme hat einen Rückgang des Lebenshaltungsſtandes um etwa 30 v. H. gegenüber 1933 
zur Folge gehabt. Es iſt weiter ein rigoroſes Sparprogramm unvermeidlich 
geweſen, in deſſen Gefolge die öffentlichen Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen haben einge⸗ 
ſchränkt werden müſſen. In den letzten Jahren find insgeſamt etwa 30 000 Dan⸗ 
ziger, Penſionäre und Arbeitsſuchende, teils für dauernd, teils für vorübergehend 
ins Reich abgewandert. Das hat auf der einen Seite einen empfindlichen 
Konſumausfall und eine bevölkerungspolitiſche Schwächung Danzigs zur Folge gehabt, 
auf der anderen Seite aber die Geſundung der Danziger Finanzen gefördert und zu einer 
nachhaltigen Entlaſtung des Danziger Arbeitsmarktes geführt. Von den über 30 000 
Arbeitsloſen, die 1933 in Danzig vorhanden waren, find zur Zeit nur noch etwa 
4 600, zum großen Teil wegen lleberalterung, Krankheit uſw. nicht mehr voll einſatz⸗ 
fähige Arbeitsloſe übriggeblieben, ſo daß man die Arbeitsloſigkeit in Danzig 
als praktiſch überwunden anſehen kann. 

Seit der Machtergreifung durch den Nationalſozialismus hat der Völkerbund 
keine Gelegenheit mehr gehabt, die Rolle eines „Schiedsrichters“ in den zwiſchen Danzig 
und Polen ſchwebenden Streitfragen zu ſpielen. Die wichtigſten dieſer Fragen hat die 
nationalſozialiſtiſche Regierung auf dem Wege direkter Verhandlungen mit Polen 
vertraglich zu regeln verſucht. Von einer endgültigen Beruhigung der 
deutſch⸗polniſchen Beziehungen auf dem Danziger Abſchnitt 
iſt allerdings nicht die Rede. Dem eindeutigen deutſchen Charakter der 
Freien Stadt ſteht das imperialiſtiſche Machtſtreben des polniſchen Staates entgegen, das 
feinen Ausdruck in einem zähen Ringen um die Ausweitung der fogen. pol: 
niſchen Rechte in Danzig und in einer ſyſtematiſchen volkspolitiſchen 
Wühlarbeit der polniſchen Organiſationen und Amtsſtellen 
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auf Danziger Staatsgebiet findet. Und auf welchen Schleichwegen Polen 
Danzig gegenüber zum Ziele zu kommen verſucht, das hat der ehemalige diplomatische 
Vertreter Polens in Danzig, D. Strasburger, in ſeiner vor einiger Zeit erſchienenen 
Kampfſchrift mit folgenden Sätzen verraten: „Danzig iſt die Frage Polens. Danzig iſt 
ein Eigenbegriff und gehört auf Grund ſeiner Vertragsgrundlagen eher zu Polen als zu 
Deutſchland. Es gibt keine Danziger Bevölkerung, die zur deutſchen Nation gehört, 
ſondern es gibt „Danziger Menfchen’, wie es „öſterreichiſche Menſchen' gibt“. Die 
Ereigniſſe der letzten Jahre haben wohl zur Genüge bewieſen, daß Rechtskonſtruktionen 
der Art, wie ſie Strasburger zur Grundlage ſeiner Bewertung der Danziger Frage zu 
machen verſucht, nicht imſtande ſind, die Dynamik der völkiſchen 
Kräfte zu hemmen und daß das politiſche Bekenntnis einer Bevölkerung von der 
Kraft völkerbewegender Ideen, nicht aber von den Klauſeln eines juriſtiſchen Syſtems 
abhängig iſt. 


„Lietuvos Aidas“ kritiſiert „Oſtland“ 


Das litauiſche Regierungsblatt „Lietuvos Aidas“ hat ſich in ſeiner Nummer vom 
20. Mai mit der Beſprechung auseinandergeſetzt, die das „Oſtland“ (Nr. 9/1937) der 
Schrift des amerikaniſchen Gelehrten Dr. Kalijarvi „Die Entſtehung und rechtliche 
Natur des Memelſtatuts“ gewidmet hatte. Es lohnt ſich nicht, ſich mit den Verſuchen 
des Kauener Blattes, geſchichtliche und gegenwärtige Tatſachen zu leugnen, im Einzelnen 
zu befaſſen. Nur auf einige Sätze, die aus grundſätzlichen Erwägungen heraus von 
deutſcher Seite nicht unwiderſprochen bleiben dürfen, ſoll im Folgenden kurz eingegangen 
werden. Denn dieſe Sätze ſind darauf berechnet, den rechtlichen Charakter des Memel⸗ 
ſtatuts zu verſchleiern. Es wird da die Anſicht vertreten, daß die Autonomie des 

emelgebietes nicht auf einem internationalen Vertrage beruhe, ſondern durch 
einen einſeitigen Akt der geſetzgebenden Körperſchaft Litauens konſtituiert worden ſei. Es 
wird behauptet, daß das Memelſtatut „ein freier Willensakt Litauens“ ſei, in dem dieſes 
den Umfang der Rechte, die es einem autonomen Teil ſeines Staatsgebietes zu gewähren 
bereit geweſen fei, feſtgeſetzt habe. 

Es fällt nicht ſchwer, zu erkennen, wohin derartige Behauptungen zielen: Wenn es 
nämlich tatfächlich fo wäre, wie der „Lietuvos Aidas“ behauptet, dann ergäbe ſich logiſcher⸗ 
weiſe daraus, daß die geſetzgebenden Faktoren Litauens die Autonomie des Memelgebietes 
durch einen einfachen Rechtsakt auch von ſich aus wieder außer Kraft ſetzen könnten, ohne 

irgendwelche internationale Komplikationen befürchten zu müſſen. Aber ſchon die einfache 

Tatſache, daß das bisher nicht geſchehen iſt, daß die litauiſche Regierung vielmehr ſeit 

1924 allen Scharfſinn ihrer Juriſten aufbietet, um die Signatarmächte und das Haager 

Schiedsgericht glauben zu machen, daß die Beſtimmungen des Memelſtatuts von ihr 

niemals verletzt worden ſeien, ſollte eigentlich genügen, die Behauptungen des 

litauiſchen Regierungsblattes als völlig verfehlt erſcheinen' zu 
laſſen. Die Art, in der die litauiſche Regierung die Memelfrage vor dem internationalen 

Forum behandelt, zeigt, daß ſie ſelber weit davon entfernt iſt, das Memelſtatut für das 

Produkt eines freien litauiſchen Willensaktes zu halten, und daß ſie ſelber keine Möglich⸗ 

keit ſieht, den international verbindlichen Rechtscharakter dieſes Statutes zu leugnen. 

Es trifft keinewegs zu, daß das Memelſtatut ein freier 
litauiſcher Willensakti ſt. Seitens der litauiſchen Regierung iſt zwar am 
2. Mai 1923 eine Auto nomieer klärung veröffentlicht worden. Dieſe Erklärung 
bat jedoch keinerlei rechtliche Wirkung gehabt. Schon aus dem einfachen 
Grunde nicht, weil das Memelgebiet damals überhaupt noch kein Beſtandteil Litauens 
war. In dieſer Beziehung ſei noch einmal an den Davis- Bericht vom 12. März 
1924 erinnert, in dem es u. a. heißt, daß „der Uebergang der Souveränität automatiſch 
zurückgeſtellt bleibt, bis der Vertrag (d. h, die Memelkonvention einſchließlich des 
Memelſtatutes) von allen Parteien durch Ratifizierung vollzogen fein wird“. I m 
Mai 1923, als die genannte Autonomieerklärung erfolgte, ift die litauiſche 
Regierung alſo noch gar nicht in der Lage geweſen, dem Memel⸗ 
gebiet irgendwelche Rechte, wie z. B. das der Autonomie, zu 
verleihen. Und es iſt unter dieſen Umſtänden auch ſinnlos, wenn der „Lietuvos 
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Aidas“ in feinem zitierten Artikel erklärt, Litauen habe durch feinen Willensakt feine 
Souveränitätsrechte in keiner Weiſe beſchränkt. Denn wo einer keine Rechte hat, 
kann er auch auf keine Rechte verzichten. 

Iſt die litauiſche Autonomieerklärung rechtlich belanglos geblieben, ſo hat ſie 
politiſch doch in zweifacher Hinſicht eine gewiſſe, wenn auch nur theoretiſche Bedeu⸗ 
tung gehabt. Erſtens infofern, als die litauiſche Regierung durch die Abgabe dieſer 
Erklärung die von Großlitauen grundſätzlich verſchiedene völkiſche 
Strukkur des Memelgebietes ſichtbar und ausdrücklich aner⸗ 
kannt hat; und zweitens inſofern, als die litauiſche Regierung gehofft hat, die Bot⸗ 
ſchafterkonferenz durch eine ſolche Erklärung von der Abſicht, eine internationale Garantie 
der memelländiſchen Autonomie zu errichten, abbringen zu können. Dieſe Hoffnung iſt 
aber nicht in Erfüllung gegangen. Wie Poincaré am 9. Mai 1923 den Vertretern 
der alliierten Mächte in Kauen mitgeteilt hat, hat die Botſchafterkonferenz 
die litauiſche Erklärung als „null und nichtig“ betrachtet. Und 
in dem gleichen Sinne hat auch der italieniſche Vertreter in Lettland den litauiſchen 
Geſchäftsträger in Riga am 12. Mai unterrichtet. 

Es ſteht alſo feſt, daß das Memelſtatut nicht die Folge einer einſeitigen litauiſchen 
Willensäußerung iſt. Es enthält vielmehr, als ein weſentlicher Teil eines internationalen 
Vertrages, nämlich der Memelkonvention, die Litauen auferlegte und von dieſem aner⸗ 
kannte Verpflichtung, dem Memelgebiet in dem vertraglich feſtgelegten Rahmen die 
Autonomie zu erhalten. Die Anerkennung dieſer Verpflichtung iſt die 
Vorausſetzung dafür geweſen, daß Litauen die Souveränität 
über das Memelgebiet zuerkannt worden iſt. Litauen iſt nicht 
in der Lage, ſich durch einen einſeitigen Akt von dieſer Ver— 
pflichtung zu löfen. 


Oſtland⸗Chronik 


Grenzreviſions propaganda 


Aus Anlaß der Einweihung des rei: 
heitshügels bei Piekar, die am 20. Juni, 
dem 15. Jahrestag des Einmarſches der 
puniſſben, Treuppn. in. fahseirhlefien, 

ſtattfand, ließ ſich das Organ des oſtober⸗ 
ſchleſiſchen Aufſtändiſchenverbandes, „Pow⸗ 
ſtaniec“, u. a. folgendermaßen vernehmen: 
„Wir ſtehen auf dem Gipfel des Freiheits⸗ 
hügels und ſchauen mit Trauer und 
Leid auf den unbefreiten Teil 
Schleſiens. Der Freiheitshügel möge 
für unſere Brüder jenſeits der Grenze ein 
Beweis dafür ſein, daß wir wachſam ſind 
und ſie nicht vergeſſen. Der Tag der 
Befreiung wird auch für fie 
kommen. ... Der Freiheitshügel zeugt 
von unſerem Offenſipgeiſt. Er ſoll 
das Symbol unſeres Wirkens, unſerer 
Wünſche und Taten ſein. .. Leider iſt 
unſere polniſche Weſtgrenze 
blutend, weil wir ſeinerzeit 
noch zu ſchwach waren, um das 
zurückzuholen, was uns berech- 
tigterweiſe gehört, um die 
Grenzpfähle hinter die Oder 
zu ſtecken und ſie an den Sudeten 
zu befeſtig en.“ 
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Das Warſchauer „ABC“, das Organ 
der nationalradikalen Partei, äußerte ſich 
in ſeiner Nr. 203 vom 29. Juni d. J. über 
die polniſche Meerespolitik u. a. in folgen- 
e. Wolfe. ‚Darin, nach, Ven. Voarden., 
ift heute die Hauptlinie der pol: 
niſchen Erpanfion gerichtet. Dort, 
am Ufer der Oſtſee, müſſen die Grundlagen 
der polniſchen Macht aufgebaut werden. 
Gerade heute, an dem in ganz Polen ge⸗ 
feierten Tage des Meeres, konzentrieren ſich 
die Gedanken aller Polen auf das Meeres⸗ 
problem, träumen ſie von 
kommenden Triumphen, die 
unſere Poſition im Norden be⸗ 
gründen werden. Das Problem der 


Oſtſee iſt vor allem das Problem der 


Weichſel, alſo das Problem Danzigs. 
Ohne Danzig hat Polen in 
Wirklichkeit keinen Zugang zur 
Dftfee .. Aber das Problem der Oſt⸗ 
ſee iſt ein weſentlich größeres Problem: 
Es iſt das Problem Litauens, wo wir die 
Vernichtung des jahrelang verfolgten und 
gedrückten Polentums nicht zulaſſen können. 
Der Standpunkt des polniſchen Staates 
muß ſcharf kompromißlos ſein. Litauen 
iſt das natürliche Gebiet der 


polniſchen kulturellen und 
wirtſchaftlichen Erpanfion... 
Das Problem der Oſtſee ift das Problem 
Oſtpreußens. Die heutige deutſch⸗ 
polniſche Grenze iſt hier eine 
Zufallserſcheinung. Oſtpreußen 
iſt ſeiner Natur nach ein geographiſch zu 
Polen gehörendes Gebiet (I). Das ganze 
polniſche Volk iſt der Anſicht, 
daß wir ohne die Löſung der 
oſtpreußiſchen Frage kaum 
feſten Fuß an der Oſtſee faſſen 
können. Das Problem der Oſtſee bezieht 
ſich auf die Zuſammenarbeit mit 
allen baltiſchen Staaten, wie 
Schweden, Finnland, Dänemark, Eſtland 
und Lettland“. Die Zuſammenarbeit aller 
dieſer Staaten, heißt es zum Schluß, ſei 
dazu beſtimmt, zu verhindern, daß Deutſch⸗ 
land oder Rußland die Vorherrſchaft in 
der Oſtſee gewinnen. 

Wenn die hier vorgetragenen Auf⸗ 
faſſungen den Vorſtellungen entſprächen, 
die die polniſche Regierung von 
Oberſchleſien und Oſtpreußen hat, dann 
müßten derartige Artikel als polniſche 
Gewaltandrohung aufgefaßt werden. 
Aber auch wenn die Regierung anders 
darüber denkt, bleibt zu bedenken, daß 
der „Powſtaniec“ das Organ eines Ver⸗ 
bandes ift, der ſich der weiteſtgehenden Für⸗ 
ſorge des Wojewoden Grazynſki erfreut 
und z um Regierungsla er ge: 
hört, und daß auch das „ABC“ das 
Blatt einer politiſchen Gruppe iſt, um deren 
Wohlwollen ſich das Regierungslager be⸗ 
müht. Vor allem aber zwingt die Tat: 
ſache, daß die Veröffentlichungen derartiger 
Artikel in der polniſchen Preſſe geſtatlet ift 
zu der Erkenntnis, daß die polnifche Regie- 
rung es daran fehlen läßt, den von ihr mit 
dem Deutſchen Reiche geſchloſſenen Ver⸗ 
trägen innerhalb ihres Staates den not⸗ 
wendigen Reſpekt zu verſchaffen. 


Ein armer Irrer war in Königsberg 


Wenn nachſtehend ein Artikel eines 
Warſchauer Rechtsblattes auszugsweiſe 
zitiert wird, ſo geſchieht das aus einer 
gewiſſen Schadenfreude heraus, die man 
als deutſcher Journaliſt über die, Dumm⸗ 
beit gewiſſer polniſcher „Kollegen“ empfin⸗ 
det. In dem Artikel erzählt einer dieſer 
Leute davon, was er in Königsberg erlebt 
haben will: „Ich bin in Königsberg. Die 
Stadt macht einen abſtoßenden, düſteren 
Eindruck, als wenn ihr Sonne und Freude 
fehlten. Ringsumher drückt das Preußen⸗ 
tum den neuen Stadtteilen ſeinen Stempel 
auf. Man hört die deutſche Sprache. Wo 


iſt das frühere Geſicht Königsbergs, das 
fröhliche polniſche (J) Geſicht? Von der 


früheren prachtvollen Vergangenheit 
ſprechen die alten Stadtteile mit ihrer 
Schönheit und ihrem Reiz. Die alten 


Speicher am Pregel träumen ähnlich wie 
die Danziger an der Weichſel von alten 
Zeiten. Der Dom, das Schloß, die Reſte 
der Befeſtigungsanlagen und alten Straßen 
rufen längſt vergangene Bilder zum Leben. 
Es ſcheint, als ob ſich in dieſen Gaſſen die 
polniſche Schlachta (!) drängt, die einſt zu 
Handelszwecken immer dieſe Stadt beſuchte, 
als ob unter dieſer hieſigen und zugereiſten 
Bevölkerung die Laute unſerer Sprache 
ertönen (J). Aber die ſtrenge Wirklichkeit 
weckt uns unbarmherzig aus dieſem ſchönen 
Traum . .. Wie anders atmet man in 
dieſen Stadtteilen mit ihrer brutalen und 
materialiſtiſchen Neuzeitlichkeit, Steifheit und 
Banalität (1). Bedrückten Herzens ſieht 
man, wie ſich in Königsberg, dem einſtigen 
Zentrum des polniſchen Lebens (II), das 
Deutſchtum breit macht.“ So zu leſen im 
„ABC“, Nr. 122 vom 19. April 1937! 
Es iſt vielleicht nicht überflüſſig hinzuzu⸗ 


fügen, daß das „ABC“ eine national⸗ 
radikale Tageszeitung und kein Witz⸗ 
blatt iſt. 


Volksbundheim in Lipine geſchloſſen 


Wieder haben die polniſchen Behörden 
in Oſtoberſchleſien ein deutſches Jugendheim 
geſchloſſen, das Heim in Lipine, das 
der Volksbund für den „Deutſchen Jugend⸗ 
verein Lipine“ gemietet hatte. Man muß 
ſich hierbei daran erinnern, daß dieſe Heime 
für die zum weitaus größten Teil arbeits⸗ 
loſe deutſche Jugend weit mehr als nur 
Stätten gelegentlicher Zuſammenkünfte be⸗ 
deuten, daß dieſe Heime vielmehr dazu be⸗ 
ſtimmt ſind, die unbeſchäftigte Jugend von 
der Straße und aus den Gaſtwirtſchaften 
fernzuhalten, daß ſie alſo nicht nur eine 
nationale, ſondern in noch höherem Maße 
eine ſoziale Aufgabe erfüllen. Den 
deutſchen Jugendvereinen wird durch die 
Schließung ihrer Heime nicht nur eine 
Heimſtätte genommen, ſondern die Mög⸗ 
lichkeit einer Betätigung ſchlechthin unter⸗ 
bunden; denn Zuſammenkünfte im Freien 
werden polizeilich verfolgt, und die Raum⸗ 
miete in Gaſthäuſern ſcheitert faſt ſtets 
entweder an der Hetze der polniſchen Ver⸗ 
bände oder an der Armut der Mitglieder 
der deutſchen Jugendvereine. So iſt auch 
die Schließung der deutſchen Jugendheime 
eines der zahlreichen Mittel, die die polni⸗ 
ſchen Behörden zur Schwächung der deut: 
ſchen Jugendbewegung anwenden. 
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Polen und die deutſchen Kolonien 


Beim diesjährigen „Feſt des Meeres“, 
das am 11. Juli in Anweſenheit des polni⸗ 
ſchen Staatspräſidenten ſtattfand, ſchloß 
einer der offiziellen Redner ſeine Anſprache 
mit den Worten: „Wir rufen es laut 
in alle Welt: Wir wollen Kolo⸗ 
nien!“ Es iſt bei dieſem Wunſch nach 
Kolonien verſtändlich, daß man in Polen 
mit geſpanntem Intereſſe die deutſchen 
Aktionen in der Kolonialfrage verfolgt. 
Polen iſt der Meinung, an deren Erfolg 
ein doppeltes Intereſſe zu haben. Es 
braucht kaum erwähnt zu werden, daß 
Polen keineswegs aus purer Begeiſterung 
für einen Sieg der internationalen Gerech⸗ 
tigkeit Deutſchland auf ſeinem Wege in die 
Kolonien mit feinen Segenswünſchen be: 
gleitet. Sein Intereſſe an dieſer Frage 
beruht auf einer ſehr egoiſtiſchen Speku⸗ 
lation. Polen hofft, bei einem Wiederein⸗ 
treten Deutſchlands in den Kreis der Kolo⸗ 
nialmächte „miteinſteigen“ zu können. Man 
bedenke nun folgendes: Der Führer hat in 
ſeiner letzten Reichstagsrede geſagt, daß die 
deutſche Kolonialforderung nur an dies 
jenigen Mächte gerichtet iſt, die den früheren 
deutſchen Kolonialbeſitz unter ſich aufgeteilt 
haben. Es iſt ſelbſt im günſtigſten Falle 
nicht damit zu rechnen, daß dieſe Mächte 
jemals zugeben werden, daß auch andere 
als frühere deutſche Kolonialgebiete als einer 
Neuverteilung unterliegend angeſehen wer— 
den. Das aber bedeutet, daß Polen, ſofern 
es an die Erwerbung überſeeiſchen Beſitzes 
denkt, darauf ſpekuliert, die Weſtmächte 
dazu veranlaſſen zu können, ihm einen Teil 
des ehemals deutſchen Beſitzes zu über⸗ 
eignen. Man wird zugeben müſſen, daß 
ein ſolches Verfahren, wenn es wirklich ein⸗ 
mal eingeſchlagen werden ſollte, in bezug 
auf das deutſch⸗polniſche Verhältnis eine 
Fortſetzung der Verſailler Politik darſtellen 
würde. Es gibt nichts, was vernünftiger⸗ 
weiſe angeführt werden könnte, um dem 
deutſchen Volke ein ſolches Verfahren als 
vom Standpunkte der internationalen 
Moral und der nationalen Ehre tragbar 
erſcheinen zu laſſen. Deutſchland verlangt 
ſeinen Beſitz nicht zurück, um ihn an einen 
Staat, dem es nicht das geringſte zu 
danken hat, weiterzugeben. Wenn polniſcher⸗ 
ſeits die deutſche Kolonialforderung an: 
erkannt wird, ſo geſchieht das weiter auch 
deshalb, weil dort erwartet wird, daß ſich 
ein im Beſitze überſeeiſcher Gebiete befind⸗ 
liches Deutſchland weniger intenſiv mit den 
Oſtfragen beſchäftigen oder ſich gar ganz 
vom Sſten abwenden werde. In Polen gibt 
man ſich offenbar gern mit einem erleich⸗ 
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terten Aufatmen derartigen Ueberlegungen 
hin. Es bedarf kaum eines Hinweiſes dar⸗ 
auf, daß Deutſchland aus den Fehlern 
ſeiner Vorkriegspolitik zu viel gelernt hat, 
um ſie noch einmal zu begehen. 


Tobis gegen „Tobis“ 

Einen Fall grotesker Rechtſprechung 
hat ſich das Warſchauer Bezirksgericht kürz⸗ 
lich geleiſtet. Seit einer ganzen Reihe von 
Jahren iſt die Bezeichnung „Tobis“ als 
Name einer deutſchen Filmgeſellſchaft 
bekannt, nicht nur in Deutſchland, ſondern 
auch in allen andern Ländern der Welt. 
In Warſchau gibt es nun einen aus Gali⸗ 
zien ſtammenden Mann, der auf den Na⸗ 
men Janusz Tobis hört. Und dieſer 
Mann ſcheint auf den Gedanken gekommen 
u ſein, daß die deutſche Filmgeſellſchaft die 
Abſicht gehabt haben könnte, Mißbrauch 
mit ſeinem Namen zu treiben. Jedenfalls 
hat er gegen die Tobis⸗Klangfilm GmbH. 
einen Prozeß angeſtrengt mit dem Ziel, der 
deutſchen Geſellſchaft in Polen den Ges 
brauch des Namens Tobis verbieten zu 
laſſen. Und das Warſchauer Gericht hat 
tatſächlich dem Antrag des Klägers ſtatt⸗ 
gegeben und bis zur Rechtsgültigkeit des 
Urteils eine entſprechende ein ſtweilige 
Verfügung erlaſſen, die der 
Geſellſchaft in Polen den Ge— 
brauchihres Namens verbietet. 
Das Warſchauer Appellationsgericht hat 
dem Verſuch des galiziſchen Tobis, ſich mit 
Hilfe ſeines Namens in die große Politik 
einzuſchmuggeln, allerdings durch die Auf⸗ 
hebung der einſtweiligen Verfügung vor— 
läufig ein Ende gemacht. Wenn ſich 
nun noch ein Kazimierz Uf a, ein Wladys⸗ 
laus Hapag und einige andere Polen mit 
ähnlichen Namen finden, die ſich gleichfalls 
mit den aus verſchiedenen Worten zus 
ſammengezogenen deutſchen Firmenbezeich⸗ 
nungen decken, dann könnte ſich daraus 
ſchließlich noch ein dankbares Objekt für 
eine neue Aktion des polniſchen Weſtver— 
bandes ergeben. 


Das polniſche Winterhilfswerk 

Im Winterhalbjahr 1936/37 iſt in 
Polen zum erſten Mal ein allgemeines 
Winterhilfswerk durchgeführt worden. 
Bis dahin hat man die Unterſtützungs⸗ 
aktion lediglich aus öffentlichen Mitteln 
beſtritten; nur hier und da hat es daneben 
auch pridate Einrichtungen gegeben, die 
aus ihren Sammlungen aber nur geringe 
Beträge zu dem Hilfswerk beizuſteuern ver⸗ 
mochten. Die Methoden des Winterhilfs⸗ 
werks 1936/37 haben in vielem dem deufz 


ſchen Vorbild geglichen. Der Erfolg läßt 
ſich allerdings mit dem des deutſchen 
Werkes in keiner Weiſe vergleichen, wobei 
noch zu bedenken iſt, daß der polniſche 
Staat zu gleicher Zeit feine eigenen Ulnter⸗ 
ſtützungen weſentlich eingeſchränkt 
hat. Es hat ſich bei den Ergebniſſen des 
Winterhilfswerkes alſo nicht um eine 
zuſätzliche Unterſtützung für 
die Arbeitsloſen gehandelt. Durch 
die fünfmonatigen Sammlungen ſind in 
ganz Polen 32,7 Millionen Zloty 
aufgebracht worden, z. T. in bar, z. T. in 
Waren. Auf den Kopf der Bevölkerung 
ſind demnach monatlich an Spenden knapp 
0,20 Zloty (= 0,09 RM.) entfallen. Von 
einer befonderen Opferfreudigkeit iſt alfo 
wenig zu ſpüren geweſen. Die Organi⸗ 
ſation, die viel zu ſpät, erſt im Oktober, 
in Angriff genommen wurde, hat nicht 
richtig geklappt; die Durchführung iſt ſtark 
bürokratiſch geweſen, und die Hilfsbedürf⸗ 
tigen haben z. T. bis in den Februar hinein 
auf die ihnen zugedachten Unterſtützungen 
warten müſſen. Zum großen Teil ſind die 
Mittel durch Beſteuerung der Arbeiter, 
Angeſtellten und Beamten, teilweiſe auch 
durch monatliche Straßenſammlungen auf: 
gebracht worden. Als ein Fehlſchlag hat 
ſich die nach der Größe der Wohnungen 
geſtaffelte freiwillige Abgabe der Wohnungs⸗ 
inhaber erwieſen. Nicht viel beſſer iſt das 
Ergebnis der freiwilligen Abgaben der 
Handwerksbetriebe, der Handelsunter⸗ 
nehmungen und der freien Berufe geweſen; 
dieſe haben z. B. in der Wojewodſchaft 
Schleſien nur 14,82, bzw. 18,15 bzw. 
22,64 v. H. der veranſchlagten Beträge 
erbracht. Nach den Angaben des 
Miniſteriums für ſoziale Fürſorge haben 
in ganz Polen von den geſammelten 
32,7 Millionen Zloty 1,8 Millionen 
Menſchen (einſchließlich der Familien⸗ 


mitglieder) Unterſtützung erhalten. Das 
ergibt eine durchſchnittliche monatliche 
Unterſtützungsſumme pro Kopf von 


3,60 Zloty (= 1,70 RM.). 


Der polniſche Pavillon 

Der Krakauer „Iluſtr. Kuryer Codz.“ 
ſetzte ſich kürzlich ſehr kritiſch mit der 
Beteiligung Polens an der Pariſer Welt⸗ 
ausſtellung auseinander. Das Blatt meinte, 
daß die verantwortlichen polniſchen Stellen 
bei der Ausführung und Ausſtattung des 
polniſchen Pavillons zu knauſerig geweſen 
ſeien, da ſie nur 2 Millionen Zloty aufge: 
wandt hätten, während das „arme 
Deutſchland hierfür 50 Millionen Zloty 
bereitgeſtellt habe. Der Artikel ſchloß 


mit folgenden Sätzen: „Wie ſteht es 
in Wahrheit damit, daß der polniſche 
Pavillon zu den ſchönſten gehören und die 
Welt in Erſtaunen ſetzen werde? Wenn 
er in Erſtaunen verſetzt, dann höchſtens im 
negativen Sinne. Der polniſche Bau, 
neben dem deutſchen Monumen⸗ 
talbau, ſieht armſelig und bla⸗ 
mabel aus, und ſelbſt wenn er ein 
architektoniſches Kunſtwerk wäre, müßte 
er bei dem Konſtraſt ein ironiſches 
Lächeln hervorrufen. Der polniſche 
Pavillon, der nach dem offiziellen Kommu⸗ 
nikat die Welt in Erſtaunen verſetzen ſollte, 
ſieht wie ein ſchlechter Anbaudes 
deutſchen Pavillon aus.“ — Der 
polniſche Pavillon wurde am 16. Juni 
eröffnet. 


Polniſche Befuche 

In Berlin trafen am 2. Juli 20 pol⸗ 
niſche Marinepfadfinder ein. 
Sie wurden von Vertretern des Grenz⸗ 
und Auslandsamtes der Reichsjugendfüh⸗ 
rung empfangen. Bei dieſem Beſuch handelt 
es ſich um eine der Gruppenfahrten polni⸗ 
ſcher Pfadfinder, die auf Grund einer Ber: 
einbarung mit der Hitlerjugend erfolgen. — 
Am 5. Juli kamen 50 polniſche Par⸗ 
lamentarier, Sejm⸗ und Senatsmit⸗ 
glieder, nach Berlin, unter ihnen der deut⸗ 
ſche Senator Hasbach. Sie wurden von 
Vertretern des Reichsnährſtandes, des Pro⸗ 
pagandaminiſteriums, der Dienſtſtelle des 
Botſchafters von Ribbentrop und des 
(Deutſch⸗) Polniſchen Inſtitutes empfangen. 
Sie unternahmen eine einwöchige Studien⸗ 
reiſe durch das Deutſche Reich, um deutſche 
landwirtſchaftliche Einrichtungen kennen zu 
lernen. — Für die polniſchen Dele⸗ 
gierten zum Kongreß der Inter- 
nationalen Handelskammer fand 
am 2. Juli auf Einladung des Präſidenten 
der Deutſchen Handelskammer für Polen, 
Frh. von Gregory, ein Empfang im Ber— 
liner Auslandsklub ſtatt, an dem von deut⸗ 
ſcher Seite Vertreter des Reichswirtſchafts⸗ 
miniſteriums, der Reichswirtſchaftskammer, 
des Reichsernährungsminiſteriums, des Aus⸗ 
wärtigen Amtes und der Dienſtſtelle des 
Botſchafters von Ribbentrop teilnahmen. 
— @ine Gruppe von 30 Studenten 
der Poſener Handelshochſchule 
legte am Denkmal Poniatowſkis in Leipzig 
Kränze und Blumen nieder. Dabei legte 
ſie im Namen der akademiſchen Jugend 
Poſens einen „Treueſchwur für die Ideale 
des polniſchen Staates und für die polni— 
ſche Ehre“ ab. 
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Bücher über den Oſten 


Die Entwicklung der wirtſchaftlichen und 
ſozialen Verhältniſſe in Weſtoberſchleſien nach 
der Teilung. Von Hans⸗Otto von 
Borke. Volk und Reich Verlag, Berlin 
1937. 160 Seiten. Preis 450 RM. — Die 
Arbeit gibt einen klaren Uleberblick über die 
wirtſchaftliche und ſoziale Entwicklung der beim 
Deutſchen Reiche verbliebenen Teile Ober: 
ſchleſiens. Die Darſtellung reicht, was die Ver⸗ 
wertung der ſtatiſtiſchen Unterlagen anlangt, bis 
zum Jahre 1935. Sie beginnt mit einer knappen 
Zuſammenfaſſung der Grenzzerreißungsſchäden, 
die trotz aller Gegen⸗ und Hilfsmaßnahmen ein 
fortwirkendes Hindernis für die weſtober⸗ 
ſchleſiſche Wirtſchafts⸗ und Sozialentwicklung 
darſtellen. Dann wird zunächſt die Entwicklung 
der bevölkerungspolitiſchen Verhältniſſe ge⸗ 
ſchildert; ſie ſteht im Zeichen einer raſch zu⸗ 
nehmenden Verſtädterung, beträchtlicher Ver⸗ 
ſchiebungen in der beruflichen und ſozialen 
Gliederung, einer hohen Geburtenziffer und 
ſtarken Wanderungsbewegung. Ein weiterer 
Abſchnitt iſt der Unterſuchung der natürlichen 
Grundlagen der Wirtſchaft, des Bodens, der 
Naturſchätze und der Verkehrsbedingungen ge⸗ 
widmet. Dieſe Unterſuchung ergibt eine lebhafte 
Siedlungstätigkeit, eine erhebliche Steigerung 
der landwirtſchaftlichen Erträge, einen be⸗ 
merkenswerten Aufſchwung der Kohlenförderung, 
der Kalkerzeugung und der Zementinduſtrie und 
eine verhältnismäßig günſtige Entwicklung in der 
Zinkinduſtrie, dagegen eine kataſtrophale Lage 
der Eiſeninduſtrie, weiter eine beträchtliche Zu: 
nahme der handwerklichen Betriebe und ein 
ſtändiges Steigen des Handels und Verkehrs. 
Der wachſende Wohlſtand des Landes geht aus 
den in den letzten Jahren ſtark anſteigenden 
Geſamtſteuerziffern und dem Rückgang der 
Steuerrückſtände hervor. Das Gefundheits- und 
Wohlfahrtsweſen iſt wirkſam ausgebaut worden. 
Die Auflockerung der überfüllten Arbeiterwohn⸗ 
viertel des Induſtriegebietes iſt in vollem Gange. 
Das Volksbildungsweſen iſt auf breiter Grund⸗ 
lage im weiteren Ausbau und der Reallohn der 
Arbeiterſchaft in langſamem, aber ſtetigem Auf⸗ 
ſtieg begriffen. Im Ganzen entwirft das Buch 
das Bild eines kräftigen und hartnäckigen Auf⸗ 
bauwillens des oberſchleſiſchen Grenzlandes, das 
ſich in wirtſchaftlicher Hinſicht, vor allem ſeit 
der Machtübernahme durch den National⸗ 
ſozialismus, ſehr vorteilhaft von dem der polni⸗ 
ſchen Herrſchaft unterſtellten Landesteil unter⸗ 
ſcheidet. Dabei iſt natürlich nicht zu überſehen, 
daß dieſes durch die Grenzzerreißung ſchwer in 
Mitleidenſchaft gezogene Land in der Geſundung 
feiner wirtſchaftlichen und ſozialen Verhältniſſe 
bisher noch nicht auf allen Gebieten dem Ent⸗ 
wicklungstempo anderer Teile des Reiches in 
vollem Umfang hat folgen können, daß ſich vor 
allem die Ueberwindung der Arbeitsloſigkeit in 
Oberſchleſien langſamer als im Reichsdurch⸗ 
ſchnitt vollzieht, daß der große Kinderreichtum 
der Arbeiterſchaft beſondere ſoziale Probleme 
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aufwirft, daß die Uleberfüllung des Induſtrie⸗ 
reviers dem Arbeiterſiedlungsweſen noch große 
Aufgaben ſtellt uff. Dr. K. 


Der Feldzug im Baltikum bis zur zweiten 
Einnahme von Riga. 2. Band der Darſtellungen 
aus den Nachkriegskämpfen deutſcher Truppen 
und Freikorps. Herausgegeben von der For⸗ 
ſchungsſtelle für Kriegs- und 
Heeresgeſchichte im Auftrage des Reichs- 
kriegsminiſteriums. 159 Seiten. Mit 12 Karten 
und Skizzen und 19 Abbildungen. Verlag 
E. S. Mittler und Sohn, Berlin 1937. 
Die Ereigniſſe, die Graf von der Goltz, Major 
Biſchoff und Auguſt Winnig vor allem von 
ihrer politiſchen Seite und u. a. Erich Edwin 
Dwinger und Siegfried von Vegeſack vom Ge: 
ſichtspunkt des perſönlichen Erlebens dargeſtellt 
haben, find hier ſachlich und klar von der mili- 
täriſchen Seite her behandelt worden. Das 
Politiſche tritt hier zurück, bildet aber den 
naturgemäß immer wieder zum Vorſchein 
kommenden Hintergrund, auf dem ſich die 
Kämpfe der deutſchen Truppen abſpielten, die 
als letzte das deutſche Schickſal außerhalb der 
Grenzen des Reiches hofften wenden zu können. 
Die Kühnheit und Unternehmungsluſt, die dieſe 
reichsdeutſchen und deutſchbaltiſchen Freiwilligen 
bei ihrem Vormarſch auf Mitau und bei ihrem 
Angriff auf Riga bewieſen haben, heben ſich 
leuchtend ab von dem kläglichen Verſagen der 
engliſchen und franzöſiſchen Truppen, die um 
die gleiche Zeit im nördlichen und jüdlichen 
Rußland gegen den Bolſchewismus eingeſetzt 
wurden. Mit der Einnahme von Riga, mit der 
der vorliegende Band ſchließt, war ein gewiſſer 
Abſchluß und Höhepunkt des deutſchen Baltikum⸗ 
unternehmens erreicht und ein Erfolg erzielt, der 
militäriſche, aber auf Seiten der Entente vor 
allem auch politiſche Gegenkräfte mobilifierte, 
die bald darauf zu dem tragiſchen Ende des 
Unternehmens führen ſollten. Dieſe Wendung 
wird in einem weiteren Bande n 
werden. r. K. 


Uns rief Polen. Deutſches Schickſal an 
Weichſel und Warthe. Von Hans R. Wieſe. 
R. Voigtländers Verlag, Leipzig 1937. 242 Sei⸗ 
ten. — Der Verfaſſer dieſer Schrift hat 
die Abſicht gehabt, ein volkstümlich ge⸗ 
haltenes und auch für die Jugend brauchbares 
Buch über die deutſche Leiſtung in Polen zu 
ſchaffen. Das iſt nicht völlig gelungen. Es 
ſoll nicht viel auf ſachliche Fehler eingegangen 
werden, die dem Verfaſſer unterlaufen ſind, 
wenn er z. B. die Gtaufen und Sachſenkaiſer 
miteinander verwechſelt, die vorgeſchichtlichen 
Fragen ziemlich unklar behandelt, von einer 
Erweiterung der „polniſchen Grenzen“ durch 
Mieszko bis an die Oſtſee ſpricht, Ortsnamen 
vertauſcht uff. Solche Dinge find peinlich, aber 
ſchließlich nicht entſcheidend. Man vermißt etwas 
anderes an dieſem Buch, das übrigens manche 


wertvolle geſchichtliche Gedankengänge gut und 
brauchbar herausſtellt; man vermißt die ge⸗ 
ſchloſſene und ſchwungvolle Durchführung des 
großen, leitenden Gedankens, der im Titel „Uns 
rief Polen!“ ausgedrückt worden iſt. Das Buch 
ift kein einheitlicher Wurf. Es benutzt ausgiebig 
das Werk von Kurt Lück, „Deutſche Aufbau⸗ 
kräfte in der Entwicklung Polens“, aber es be⸗ 
ſchränkt ſich im weſentlichen darauf, intereſſante 
Einzelheiten aneinanderzureihen. Ulnd mitunter 
werden neben Zitate wiſſenſchaftlichen Wertes un⸗ 
vermittelt phantaſievoll ausſchmückende Schilde: 
rungen geſtellt. Vor allem in den letzten Kapiteln, 
die die gegenwärtige Lage des Deutſchtums in 
Polen behandeln, verliert der Verfaſſer den Leit⸗ 
gedanken ſeines Themas und verläuft ſich in zu⸗ 
viel Einzelheiten, die für das Ganze nur von 
geringem Belang ſind. Ulm auch dieſen Teil in 
den großen geſchichtlichen Zuſammenhang oder 
wenn man fo fagen will: in die „Geſetzmäßigkeit 
des deutſch-polniſchen Rhythmus“ hineinzuſtellen, 
wäre es z. B. notwendig geweſen, die gegen⸗ 
wärtige Periode der Deutſchenverdrängung in 
Polen mit ähnlichen Perioden früherer Jahr⸗ 
hunderte nach Urſache, Methode und Wirkung 
in Parallele zu ſtellen. Das hat der Verfaſſer 
aber weder in dieſem Falle noch in anderen 
Fällen, in denen es ſinnvoll geweſen wäre, 
getan. So bleibt ſein Buch, das im Einzelnen 
viel wiſſenswerte Tatſachen und ſehr geſchickte 
Betrachtungen enthält, eine aus einzelnen Teilen 
nur loſe zuſammengeſetzte Arbeit, ohne etwas 
Ganzes und etwas Neues zu werden, etwas, 
das den Eindruck ſorgfältiger Durcharbeitung 
des weitſchichtigen Stoffes und überlegener 
Sachkenntnis erweckt. Das iſt zu bedauern. 
Das Deutſcht 5 Dr. K. 
Das eutſchtum in der Woj⸗ 
Schleſten. Herausgegeben und beabelterſ che 
Viktor Kauder. Verlag Günther Wolff 
Plauen i. V. 4937. 140 Seiten. Preis kart. 
4,50 RM., Leinen 5,50 RM. — Das vor- 
liegende Buch iſt der erſte Teil eines auf fünf 
Teile berechneten Bildwerkes über das Deutſch⸗ 
tum in Polen. Das Werk verſpricht, nach dem 
erften vorliegenden Teil zu urteilen, eine bisher 
beſtehende, immer wieder empfindlich fühlbare 
Lücke in der Deutſchtumsliteratur auszufüllen. 
Den Bildern iſt eine kurze Einleitung voran⸗ 
geſetzt, die in gedrängter Form die weſentlichſten 
Tatſachen über das Deutſchtum der Wojewod⸗ 
ſchaft Schleſien verzeichnet. Jedem der faſt 100 
Bilder iſt in wenigen Sätzen ein knapper Text 
beigegeben, der auf die Beziehung des im Bilde 
Gezeigten zum deutſchen Volkstum verweiſt. 
Die Bilder ſelbſt geben einen guten Querſchnitt 
durch die geſchichtliche, vor allem, aber nicht nur 
auf wirtſchaftlichem Gebiet liegende, Leiſtung 
des Deutſchtums in dieſem Lande. Sie legen 
Zeugnis ab vom völkiſchen Behauptungswillen 
der Deutſchen, aber auch von ihrer Not in der 
ſegenwart. Sie zeigen Schulen und andere 
Mittelpunkte der deutſchen Volksgruppe, 
Kirchen, Kunſtwerke und andere Zeugniſſe deut⸗ 
ſchen Kulturſchaffens, Induſtriewerke und andere 
Beweiſe deutſcher Arbeitskraft. Die wirtſchaft⸗ 


lichen und ſozialen Verhältniſſe in den Arbeiter⸗ 


gemeinden und den Bauerndörfern laſſen ſich 
aus den Bildern erkennen. Die Landſchaft in 
ihrer natürlichen und durch die Wirtſchaft ge⸗ 
ſchaffenen Vielartigkeit wird gezeigt und ſchließ⸗ 
lich auch der deutſche Menſch dieſes Landes. 
Auf ſehr vieles, was nur den wenigſten im 
Reiche bekannt ſein mag, wird durch die Bilder 
und die beigegebenen Texte aufmerkſam gemacht, 
z. B. darauf, daß der Vater des Philoſophen 
Schleiermacher und Ruhberg, der Begründer der 
oberſchleſiſchen Zinkhütteninduſtrie, in dem 
deutſch⸗evangeliſchen Dorfe Anhalt in Oſtober⸗ 
ſchleſien begraben ſind, daß der Bildhauer 
Auguſt Kiß aus Promnitz im Kreiſe Pleß 
ſtammt, daß der ſchwäbiſche Arzt Julius Roger 
während der Hunger⸗ und Typhusjahre das 
Julius⸗Kraukenhaus in Rybnik ins Leben ge 
rufen und als erſter Volkelieder in ober⸗ 
ſchleſiſcher Mundart geſammelt und veröffent⸗ 
licht hat, und vieles andere mehr. . K. 

Dornfelds Chronik. Von Fritz See⸗ 
feldt. Verlag Günther Wolff, Plauen i. V. 
1936. Band 7 der Schriftenreihe „Deutſche 
Gaue im Oſten“. 301 Seiten. — Der Verfaſſer, 
Pfarrer Seefeldt, der zwei Jahrzehnte hin⸗ 
durch in Dornfeld als Geiſtlicher gewirkt hat, 
hat in dieſer wertvollen Arbeit eine zuſammen⸗ 
faſſende Darſtellung des Schickſals der vielen 
evangeliſchen Gemeinden des Dornfelder Kirch⸗ 
ſpiels gegeben. In lebhafter, abwechſlungs⸗ 
reicher Schilderung rollen die 150 Jahre deut⸗ 
ſchen Koloniſtenlebens in Oſtgalizien ab, von 
der Zeit, da die erſten pfälziſchen Auswanderer 
in das damals wüſte und verrottete Land kamen, 
bis zum Wiederaufbau der Kolonien nach dem 
Weltkrieg. Der Verfaſſer hat für ſeine Arbeit 
die aus dem Krieg zum Teil geretteten Akten 
der Kolonien und die im Lemberger Staatsarchiv 
liegenden Dokumente verwertet. Er hat ſich, 
obwohl er von Hauſe aus Reichsdeutſcher (Hol⸗ 
ſteiner) iſt, ſo völlig in das Weſen des galizi⸗ 
ſchen Koloniſtentums eingelebt, daß ſeine Dar⸗ 
ſtellung bei aller Sachlichkeit die Note perſön⸗ 
lichen Miterlebens und innerer Verbundenheit 
mit dem Schickſal des galiziſchen Deutſchtums 
trägt. Die Arbeit iſt ſiedlungsgeſchichtlich und 
volkskundlich wertvoll. Aufſchlußreich iſt der 
umfangreiche Dokumentenanhang, der u. a. die 
Namen der deutſchen Koloniſten enthält. Dr. K. 

Das Memelland. Schickſal eines deutſchen 
Grenzlandes. Von Wilhelm Grote: 
lüſchen. Heft 12 der Beiträge zur prakti⸗ 
ſchen Volksſchularbeit. Verlagsbuchhandlung 
Julius Klinkhardt, Leipzig 1937. 56 Seiten. 
Preis 1,40 RM. — Man kann ſagen, daß 
dieſer Verſuch, das Schickſal eines entriſſenen 
Grenzlandes als IInterrichtsſtoff für die Volks⸗ 
ſchule zu geſtalten, gelungen iſt. Seiner Zweck⸗ 
beftimmung entſprechend iſt die Schrift nicht mit 
Wiſſensſtoff überladen. Ueber das Geſchichtliche 
und Landes- und Volkskundliche iſt das Not⸗ 
wendigſte geſagt. Im übrigen wird zur Veran⸗ 
ſchaulichung des Memellandes und feiner 
Menſchen auf Auszüge aus den Schriften von 
Agnes Miegel, Ernſt Wichert, Hermann Suder⸗ 
mann u. a. zurückgegriffen. Ausführlicher 
werden dann die Ereigniſſe während der erſten 
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Nachkriegszeit und unter der litauiſchen Gewalt⸗ 
herrſchaft geſchildert. Es werden einige Blicke 
in die politiſche und wirtſchaftliche Entwicklung 
des Landes, in den Saal des Kauener Kriegs: 
gerichtes und in das Zuchthaus von Mariam⸗ 
pol geworfen, in dem Mitte 1935 der deutſche 
Lehrer Schirrmann als Märtyrer des Memel⸗ 
landes ſtarb. Einige Kartenſkizzen erläutern 
den Text. Dr. K. 

Wanderungen um Meſeritz und in Nach⸗ 
bargebieten der Kreiſe Schwerin, Bomſt und 
Oſtſternberg. Herausgegeben vom Landesver⸗ 
kehrsverband Mittlere Oſtmark. Bearbeitet von 
Dr. R. Ehrhardt. Mit Beiträgen von 
Marie Matthias u. a. Verlag Trowitzſch und 
Sohn, Frankfurt (Oder) 1936. 128 Seiten mit 
mehreren Karten und 70 Bildern. Preis 
0,80 RM. — Es ift ein immer noch wenig 
bekanntes Gebiet, zu deſſen Erwanderung dieſe 
gut ausgeſtattete Schrift einladet. In an⸗ 
ſprechender Weiſe ſind in ihr Landſchafts⸗ 
beſchreibung, Wanderungsanweiſung, geſchicht⸗ 
licher Bericht und Bild mit einander vereint. 
Mehrere Sonderbeiträge, z. B. über die Ver⸗ 
kehrsverhältniſſe der Reichsbahn im Grenzgebiet, 
über grenzmärkiſche Orts⸗ und Flurnamen, über 
die dörfliche Holzbaukunſt im Kreiſe Meſeritz, 
verdienen Beachtung. Das Ganze iſt mehr als 
ein bloßes Reiſe⸗ und Wanderbuch. Es iſt eine 
Schrift, in der das Geſicht einer grenzmärkiſchen 
Landſchaft, die reich an ſtiller Schönheit ift und 
durchaus nicht abſeits des großen geſchichtlichen 
Geſchehens liegt, wie in einem Spiegel erſcheint. 
Es lohnt ſich, auch dann in dieſer Schrift zu 
blättern, wenn man nicht gerade die Abſicht hat, 
in das Meſeritzer Grenzland zu fahren. Dr. K. 

Maſuren. Ein Wegweiſer durch das Land 
der tauſend Seen. Herausgegeben von Bruno 
Hoffmann. Verlag Gräfe und Unzer, 
Königsberg / Pr. 1937. 142 Seiten, 16 Bild⸗ 
tafeln, drei Kartenſkizzen und eine leberſichts⸗ 
karte. — Der handliche Wegweiſer will 
nicht nur Anweiſungen für Fahren und 
Wanderungen geben, ſondern den Beſuchern 
Maſurens alles Weſentliche über das Land und 
ſeine Menſchen mitteilen. So enthält er eine 
gut gelungene Landſchaftsſchilderung und einen 
Aufriß der erdgeſchichtlichen Entſtehung des 
maſuriſchen Landſchaftsbildes. Ein weiterer Bei⸗ 
trag führt durch die Städte und Dörfer 
Maſurens, hebt das Typiſche und Bemerkens⸗ 
werte dieſer Siedlungsanlagen hervor. Der 
Charakter Maſurens als einer politiſchen und 
oft umkämpften Landſchaft wird in einem Bei- 
trag, der über die Schlachtfelder und Helden⸗ 
friedhöfe führt, betont. Und der Geſchichts⸗ 
ſchreiber Maſurens, Hermann Gollub, hat der 
Schrift einen längeren, aufſchlußreichen Beitrag 
über die Geſchichte, vor allem die Siedlungs⸗ 
geſchichte dieſes deutſchen Grenzlandes zur Ver⸗ 
fügung geſtellt. Für den Naturfreund ſind zwei 
weitere Beiträge über die Pflanzenwelt und die 
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Tierwelt Maſurens beftimmt. In einem ab⸗ 
ſchließenden Beitrag wird über die ſchönſten der 
zahlreichen Waſſerwanderwege des Landes der 
tauſend Seen berichtet. Eingeſtreut ſind Sonder⸗ 
berichte über einzelne Städte wie Angerburg, 
Johannisburg, Lötzen, Lyck, Nikolaiken, Sens⸗ 


burg, Ortelsburg und Treuburg. Dr. K 
Die tſchechiſche Lüge. Volk und Reich 
Heft 6/1937. 72 Seiten. — Das vorliegende 


Heft befaßt ſich in einer Reihe von Bei⸗ 
trägen mit den Denkſchriften, die von tſchechi⸗ 
ſcher Seite im Jahre 1919 den Pariſer Diktats⸗ 
konferenzen vorgelegt wurden und in denen die 
tſchechiſchen Politiker ihre Gebietsforderungen 
aufgeſtellt und „begründet“ haben. Es iſt not⸗ 
wendig, daß ſich die deutſche und darüber hinaus 
die internationale Oeffentlichkeit ſehr eingehend 
mit dieſen eigenartigen Denkſchriften befaßt. 
Sie find in ihrer Verlogenheit und Ulnmäßigkeit 
das Spiegelbild der tſchechiſchen Seele. In 
einer von ihnen findet ſich das aus der tiefſten 
Ueberzeugung eines jeden Tſchechen ſtammende 
Bekenntnis zum ewigen Kampf gegen den 
Deutſchen als dem letzten Sinn der tſchechiſchen 
Geſchichte. In der vorliegenden Schrift werden 
Inhalt und Geiſt der Memoires in zwei 
Beiträgen (Grazian und Fiſcher) behandelt. 
Mit kritiſchen Bemerkungen verſehen wird der 
weſentliche Inhalt des Memoire III wieder⸗ 
gegeben, das in völlig verlogener Form die 
ſudetendeutſche Frage behandelt (Karl Viererbl). 
Die wehrpolitiſchen Gedanken, die u. a. die 
orderung nach dem Ratiborer Gebiet, dem 

latzer Keſſel und einigen ſtrategiſchen Grenz⸗ 
verſchiebungen gegen Sachſen, Bayern und 
Oeſterreich in ſich ſchloſſen, werden zuſammen⸗ 
geſtellt (Oskar von Niedermayer). Ein weiterer 
Beitrag berichtet über eine nicht verwirklichte 
Gebietsforderung der Tſchechen, den burgen⸗ 
ländiſchen Korridor, der die Tſchecho⸗Slowakei 
mit Südſlawien verbinden und Oeſterreich von 
Ungarn trennen ſollte (Karl C. von Loeſch). Es 
iſt ferner die Rede von den tſchechiſchen Plänen 
einer Politifierung der mitteleuropäiſchen Ver⸗ 
kehrswege, durch die die Tſchechen ihren Staat 
in das Zentrum des europäiſchen Verkehrsnetzes 
zu rücken und das Intereſſe der deutſchfeind⸗ 
lichen Mächte an der Aufrechterhaltung ihrer 
ſtaatlichen Exiſtenz zu ſteigern hofften (Fried⸗ 
rich e Die Reihe der Beiträge 
ſchließt mit einer Gegenüberſtellung der Memoires 
und der tſchechiſchen Verfaſſung (Hermann 
Raſchhofer ). Das Heft enthält eine Anzahl 
inftrußtiver Kartenſkizzen, die zum Teil den 
tſchechiſchen Denkſchriften ſelber entnommen, 
zum Teil zur Veranſchaulichung der dort ver⸗ 
tretenen Gedanken gezeichnet worden ſind. Der 
reichhaltige Bildtteil gibt Reproduktionen aus 
einigen Memoires und typiſch deutſche Land⸗ 
ſchafts⸗ und Städtebilder aus dem ſudeten⸗ 
deutſchen Siedlungsgebiet; dazu einige Bilder 
vom ſpaniſchen Krieg. Dr. K. 
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